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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 8468.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Einführung einer Kirchengemeinde⸗ und 
Synodalordnung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig ⸗ 
Holſtein, mit Ausſchluß des Kreiſes Herzogthum Lauenburg. Vom 4. No⸗ 
vember 1876. 


Auf Ihren Bericht vom 3. d. M. habe Ich nach Vernehmung des Gut⸗ 
achtens der in Folge Meines Erlaſſes vom 9. Auguſt 1871. zuſammen⸗ 
etretenen außerordenklichen Provinzial: Synode für die evangeliſch⸗lutheriſchen 
5 Gemeinden der Provinz Schleswig⸗Holſtein, mit Ausſchluß des Kreiſes Herzog⸗ 
thum Lauenburg, unter Rückſichtnahme auf die gemachten Erfahrungen und die 
vorhandenen Bedürfniſſe beſchloſſen, der als Anlage beifolgenden Kirchen⸗ 
gemeinde⸗ und Synodalordnung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche in der 
1 Schleswig⸗Holſtein kraft der Mir als Träger des landesherrlichen 
irchenregiments zuſtehenden Befugniſſe Meine Sanktion zu ertheilen und ver⸗ 
künde dieſelbe als kirchliche aeg: Ich erflehe den göttlichen Segen, daß 
dieſe Ordnung mithelfen möge zur! elebung chriſtlichen Sinnes und Wandels 
in den Gemeinden und gebe Mich der zuperſichtlichen Hoffnung hin, daß Alle, 
die danach zur Mitwirkung auf dem Gebiete des kirchlichen Lebens berufen 
werden, in Treue gegen den Glauben der Kirche und in Gemeinſchaft der Liebe 
die Ehre Gottes und das Heil der Seelen unverrückt im Auge behalten und den 
Bau des Reiches Gottes auf Erden zu fördern mit allen Kräften beſtrebt fein 
werden. Die Aenderungen, welche durch die neue Ordnung en eführt werden, 
beziehen ſich ausſchließlich auf die kirchliche Verfaſſung. Der Bekenntnißſtand 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein wird durch 
dieſe Ordnung, wie Ich ausdrücklich erkläre, nicht berührt und eine Aenderung 
dieſes Bekenntnißſtandes damit in keiner Weiſe bezweckt. Mit der Ausführung 
der Kirchengemeinde und Synodalordnung iſt, ſoweit dieſelbe nicht zu ihrer 
Regelung vorab noch einer Mitwirkung der Landesgeſetzgebung bedarf, unver⸗ 
züglich vorzugehen und beauftrage Ich Sie, unter Benehmung mit dem Kon⸗ 
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ſiſtorium in Kiel das Weitere zu veranlaſſen. Der e Erlaß iſt durch 
die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 4. November 1876. 
Wilhelm. 


Falk. 
An den Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
für die 
evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig-Holſtein, 
mit Ausſchluß des Kreiſes Herzogthum Lauenburg. 


I. Gemeindeordnung. 


1; 
Organe der Gemeinden im Allgemeinen. 
Sl: 

Die evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein haben hre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſt zu 
verwalten. 

$. 2. 

Organe dieſer Selbſtverwaltung find die Kirchenvorſtände und die Kirchen— 

kollegien. 8 3 


Der Kirchenvorſtand bildet die engere, das Kirchenkollegium die größere 
Repräſentation der Gemeinde. 
1) Der Kirchenvorſtand beſteht: 
a) aus dem Paſtor der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im 
Pfarramt. Sind in einer Parochie mehre Geiſtliche angeſtellt, ſo 
gehören ſie ſämmtlich dem Kirchenvorſtande an. 52 fsgeiſtliche 
auf nicht fundirten Stellen (Adjunkten, ſtändige Vikare haben 
das Recht, an den Berathungen des Kirchenvorſtandes Theil zu 
nehmen, ſind aber nur dann e wenn ſie den Paſtor 
vertreten; 
b) aus einer Anzahl von Aelteſten, welche von dem Kirchenkollegium 
gewählt werden. 
2) Das 


an 
2) Das Kirchenkollegium befteht aus den ſämmtlichen Mitgliedern des 
Kirchenvorſtandes und einer Anzahl von berufenen Gemeindegliedern. 


Die letzteren heißen Gemeindevertreter und werden durch Wahl der 
Gemeinde beſtellt. 
a §. 4. 


Die Zahl der Gemeindevertreter wird zunächſt von dem Konfiftorium feft- 
geſtellt jedoch dürfen der Gemeindevertreter nicht weniger als zwölf, und nicht 
mehr als dreißig ſein. Die endgültige Feſtſtellung der Zahl geſchieht in der⸗ 
ſelben Zahlenbegrenzung nach Vernehmung des Kirchenkollegiums durch die 
Propſteiſynode. Be 

In gleicher Weiſe wird die Zahl der Aelteſten feſtgeſtellt; es dürfen deren 
nicht weniger als vier, und nicht mehr als zehn ſein. 

Die Zahl der Gemeindevertreter muß mindeſtens dreimal fo groß fein, 


als die Zahl der Aelteſten. 
§. 5. 


In den Fällen, in welchen mehre Gemeinden denſelben Geiſtlichen haben, 
erhält jede Gemeinde ihren beſonderen Kirchenvorſtand und ihre beſonderen 
Gemeindevertreter. Bei gemeinſchaftlichen Angelegenheiten treten die Kirchen— 
vorſtände und Kirchenkollegien der einzelnen Gemeinden oder Ausſchüſſe jener 
Organe zu gemeinſamer Berathung und Beſchlußfaſſung zuſammen. 

In Städten, in denen mehre Kirchſpiele ſich ben en, treten gleichfalls, 
wenn allgemeine 1285 Angelegenheiten der ganzen Stadt in Frage ſtehen, 
die verſchiedenen Kir envorſtände, Kirchenkollegien oder Ausſchüſſe zuſammen. 


$. 6. 


Die Aemter der Aelteſten und Gemeindevertreter ſind als kirchliche Ehren— 
ämter unentgeltlich zu verwalten. Bei beſonders zeitraubenden Mühewaltungen 
der kirchlichen Vermögensverwaltung kann eine mäßige Entſchädigung von dem 
Kirchenkollegium bewilligt werden. 


805 
Gemeindevertreter. 


8.7. 

Die Wahl der Gemeindevertreter erfolgt entweder in ungetrennter Wahl 
oder in Wahldiſtrikten. 

Die Eintheilung des Kirchſpiels in Wahldiſtrikte kann entweder zur Erleichte— 
rung des Wahlgeſchäfts geſchehen, jo daß das Ergebniß der Wahl durch Zuſam⸗ 
menzählung der in den einzelnen Diſtrikten abgegebenen Stimmen gewonnen 
wird, oder dergeſtalt, daß jede Abtheilung des Kirchſpiels für ſich eine gewiſſe 
Zahl von Gemeindevertretern wählt. In Parochien, welche aus einem ſtädtiſchen 
und einem ländlichen Theil beſtehen, erfolgt die Wahl e in Wahl⸗ 
diſtrikten, von welchen jeder für ſich Vertreter wählt. Das Zahlenverhältniß 
der in den angegebenen Fällen von den einzelnen Abtheilungen des Kirchſpiels 
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zu wählenden Gemeindevertreter wird unter Berückſichtigung der Seelenzahl und 
der ſonſt in Betracht kommenden Verhältniſſe feſtgeſtellt. 

Die zur Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen erforderlichen Feſt⸗ 
ftellungen erfolgen in der im $. 4. normirten Weiſe. 


$. 8. 

Die Gemeindevertreter werden nach einfacher (relativer) Stimmenmehrheit 
gewählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Wahlberechtigt ſind alle männlichen volljährigen Mitglieder der Gemeinde, 
welche mindeſtens ein Jahr in der Gemeinde wohnen, zu den Kirchenlaſten oder 
direkten Staatsſteuern beitragen und weder unter Pflegſchaft, noch im Haufe 
und Brode Anderer ſtehen. Perſonen, welche wegen Beſitzes von Orden und 
Ehrenzeichen, mit denen Steuerfreiheit verbunden iſt, von der Steuer befreit 
ſind, bleiben deſſenungeachtet wahlberechtigt. 


$. 9. 

Ausgeſchloſſen von Ausübung des Wahlrechts find diejenigen: 

1) welche durch Verachtung des Wortes Gottes oder unehrbaren Lebens: 
wandel ein öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung noch nicht 
geſühntes Aergerniß gegeben haben; 

2) welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden; 

3) welche wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens, das die 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen kann, in 
Unterſuchung ſich befinden; 

4) welche wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift 
eines Kirchengeſehes des Wahlrechts verluſtig Allet worden ſind; 

5) über deren Vermögen ein noch unbeendeter Konkurs ſchwebt;; 

6) welche in dem letzten Jahre vor der Wahl aus Armenmitteln der 
bürgerlichen Gemeinde unterſtützt worden ſind, oder in dieſem Zeitraum 
Unvermögens halber Erlaß der Kirchenſteuern oder, wo ſolche nicht 
beſtehen, Befreiung von den Gemeindeſteuern genoſſen haben. 


$. 10. 


Wählbar ſind die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde, welche über 
30 Jahr alt und ſittlich unbeſcholten find, auch nicht durch Fernhaltung von 
dem öffentlichen Gottesdienſte und dem heiligen Abendmahle die Bethätigung 
ihrer kirchlichen Gemeinſchaft in anhaltender Weiſe unterlaſſen haben. 

ater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich Gemeindevertreter 
ſein. Ebenſo kann der Vater, Sohn oder Bruder eines Aelteſten nicht zum 
Gemeindevertreter gewählt werden. Sind Verwandte der bezeichneten Art gleich⸗ 
ate zu Gemeindevertretern gewählt, ſo wird der ältere allein zugelaſſen, Them 
iefer nicht etwa die Wahl ablehnt. 

Mindeſtens zwei Drittel der Gemeindevertreter müſſen aus ſolchen Ge- 
7 0 5 beſtehen, welche zu den Kirchenumlagen, ſofern ſolche erfor- 
derlich ſind, beizutragen haben. s 

1. 


— 
8. 11. 


Die Wahl der Gemeindevertreter wird durch den Kirchenvorſtand geleitet, 
welcher zu feiner Unterſtützung bei der Wahlhandlung auch andere Mitglieder 
der Gemeinde hinzuziehen kann. 

Die Kommiſſion, welche die 5 leitet, muß aus mindeſtens 
drei Perſonen beſtehen und mindeſtens eine derſelben muß dem Kirchenvorſtande 
angehören, wo möglich ein Geiſtlicher der Gemeinde ſein. 


$. 12. 


Die Wahl der Gemeindevertreter iſt an zwei, dem Wahltage worhergehen- 
den Sonntagen unter Angabe der Zeit und des Ortes, ſowie der Zahl der zu 
wählenden Perſonen im Hauptgottesdienſte von der Kanzel zu verkünden. 

Die Wahl geſchieht regelmäßig an einem Sonntage und iſt alsdann die 
Abkündigung auch an dem Wahltage erforderlich. Die Abhaltung der Wahl 
an einem Wochentage iſt nicht ausgeſchloſſen, kann aber nicht früher, als an 
dem Donnerstag nach der zweiten Abkündigung erfolgen. 

Die Wahl findet, ſoweit thunlich, in einem kirchlichen Gebäude oder Schul 


lokale ſtatt. 8. 13 


Eine von dem Kirchenvorſtand anzufertigende Lifte ſämmtlicher Wahl⸗ 
berechtigter iſt von der erſten Verkündung der Wahl an öffentlich auszulegen. 

Eimvendungen gegen die Wahlliſte müſſen wenigſtens drei Tage vor der 
Wahl bei dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes angebracht werden. 

Bei Verkündung der Wahl iſt der Ort, wo die Wahllifte ausliegt, anzu⸗ 
geben und zugleich auf die in dem vorhergehenden Abſatz enthaltene Beſtcnmung 


aufmerkſam zu machen. u 


Die eingehenden Einſprüche hat der Kirchenvorſtand zu prüfen und die 
Liſte zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem dadurch Be⸗ 
troffenen binnen vierzehn Tagen die Berufung an den Ausſchuß der Propſtei⸗ 
ſynode zu, welcher endgültig entſcheidet. Durch Einlegung der Berufung wird 
die anſtehende Wahl nicht aufgehalten. 


$. 15. 


Die Wahl wird durch eine Anſprache des Vorſitzenden der Wahlkommiſſion 
eingeleitet und erfolgt mittelſt perſönlicher Stimmgebung, welche durch mündliche 
Erklärung zu Protokoll oder durch Ueberreichung eines Stimmzettels geſchehen 
kann. Die Stimmzettel werden am Schluß der Wahlhandlung verleſen. Ueber 
die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen und von der Wahlkom⸗ 
miſſion unterzeichnet. . 

Die Namen der gewählten Gemeindevertreter ſind, ſoweit thunlich, im 
Wahltermin, jedenfalls aber an dem auf die Wahl folgenden Sonntage von 
der Kanzel zu verkünden. 
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$. 16. 


Der Kirchenvorſtand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes 
Gemeindemitglied iſt berechtigt, Einwendungen gegen dieſelbe vor Ablauf der 
Woche, in welcher die Verkündung des Wahlreſultats von der Kanzel ſtatt⸗ 
gefunden hat, vorzubringen. 

Werden Einwendungen vorgebracht oder hat der Kirchenvorſtand ſelbſt 
Bedenken gegen die Wahl, ſo darf der Gewählte bis zur Erledigung der An⸗ 
ſtände an den Verſammlungen des Kirchenkollegiums nicht Theil nehmen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahl entſcheidet in erſter Inſtanz der Kirchen⸗ 
vorſtand und auf eingelegte Berufung, welche von Zuſtellung der Entſcheidung 
an, innerhalb einer Friſt von vierzehn Tagen bei dem Kirchenvorſtande einzulegen 
iſt, der Ausſchuß der Propſteiſynode endgültig. Verſäumung der Friſt bewirkt, 
daß eine abändernde Entſcheidung der Berufungsinſtanz für die ſtattgehabte Wahl 
ohne Bedeutung bleibt. 


$. 17. 


Das Amt eines Gemeindevertreters kann abgelehnt oder niedergelegt werden: 

1) von denjenigen, welche dieſes Amt ſchon ſechs Jahre bekleidet haben, 
wenn ſeit dem Austritte ſechs Jahre noch nicht verfloſſen find; 

2) bei einem Lebensalter von mehr als 60 Jahren; 

3) wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, z. B. Kränklichkeit, 
häufiger Abweſenheit oder Dienftverhältniffe, welche mit dem Amte 
unvereinbar ſind. 

Ueber die Erheblichkeit und thatſächliche Richtigkeit der vorgebrachten Gründe 
entſcheidet der Kirchenvorſtand und 1 10 6 Berufung, für welche von 
Zuſtellung der Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen läuft, 
der Ausſchuß der Propſteiſynode endgültig. a 

Wer ſich nach Verwerfung ſeines Entſchuldigungsgrundes weigert, das 
Amt eines Gemeindevertreters zu übernehmen oder fortzuführen, verliert das 
kirchliche Wahlrecht; daſſelbe kann ihm auf fein Geſuch von dem Kirchen⸗ 
vorſtande wieder beigelegt werden, jedoch nicht vor Ablauf der Zeit, für welche 
er gewählt war. 


$. 18. 


Das Amt der Gemeindevertreter dauert ſechs Jahre. 

Von 755 zu zwei Jahren ſcheidet ein Drittel der Gemeindevertreter aus. 
Iſt die Zahl derſelben nicht durch drei theilbar, fo wird durch einen vom Kirchen- 
kollegium in ſeiner erſten Verſammlung zu faſſenden Beſchluß ein für alle 
Mal hg in welchen Terminen einer mehr, in welchen einer weniger aus— 
treten ſoll. 

Der Austritt wird durch die Dienſtzeit, das erſte und zweite Mal, ſofern 
nicht eine gütliche Vereinbarung darüber unter den Gemeindevertretern ftattfindet, 
durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar und bleiben 
jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. 

$. 19, 


BC ol 
$. 19. 


Iſt die Wahl von Gemeindevertretern auch in dem zweiten anberaumten 
Termine nicht zu Stande gekommen, weil Wahlberechtigte nicht erſchienen ſind 
oder die Erſchienenen die Vornahme der Wahl a ert haben, oder weil die 
Wahl auf b be nicht wählbare Perſonen gefallen iſt, ſo hat, wenn in einem 
ſolchen Fall ein beſchlußfähiges Kirchenkollegium vorhanden iſt, dieſes für das 
Mal ſich ſelbſt zu ergänzen. s n 

Iſt ein beſchlußfäbiges Kirchenkollegium nicht vorhanden, ſo hat der Aus⸗ 
ſchuß der ee die Funktionen des Kirchenkollegiums bis zu ftattfin- 
dender Wahl auf den Kirchenvorſtand allein zu übertragen. 


§. 20. 

Die Entlaſſung eines Gemeindevertreters während der Amtsdauer erfolgt: 

1) wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft ; 

2) wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

Die Entlaſſung erfolgt nach Anhörung des zu entlaſſenden Gemeinde⸗ 
vertreters und des Kirchenvorſtandes durch den Ausſchuß der Propſteiſynode. 

Gegen die Entſcheidung ſteht dem dadurch Betroffenen binnen einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt von vierzehn Tagen nach erfolgter Zuſtellung die Berufung an das 
Konſiſtorium zu. Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der 
angefochtenen ntſcheidung aufgehalten. Das Konſiſtorium iſt jedoch befugt, die 
vorläufige Vollſtreckung zu geſtatten. 


g. 21. 


das Amt eines Gemeindevertreters außer der Zeit erledigt, ſo wählt 
das Kerchenkollegium, wenn noch die Hälfte der von der Gemeinde direkt ge⸗ 
wählten Gemeindevertreter vorhanden iſt, für die Zeit bis zur nächſten regel⸗ 
mäßigen Erneuerun swahl einen Erſatzmann. Daſſelbe Gar wenn einer der 
Gewählten die Wahl ablehnt, oder wenn die Wahl eines Gemeindevertreters für 
ungültig erklärt wird. Die Ergänzungswahlen erfolgen nach abſoluter Stimmen⸗ 
michel der erſchienenen Mitglieder. Nach ſtattgehabter Ergänzung erfolgt die 
Bekanntmachung von der Kanzel. 

Scheiden ſo viele Gemeindevertreter aus, daß weniger als die Hälfte der 
gewählten Vertreter vorhanden iſt, oder wird die ganze Wahlhandlung für un⸗ 
gültig erklärt, ſo findet eine außerordentliche Ergänzungswahl durch die Gemeinde, 
im letzteren Falle eine Wiederholung der Wahl ſtatt. Darüber, welche von den 
bei den regelmäßigen Erneuerungswahlen gewählten Gemeindevertretern an Stelle 
der im Laufe der zweijährigen Wahlperiode ausgeſchiedenen Mitglieder der 
Gemeindevertretung und welche für das regelmäßig ausſcheidende Drittel ein⸗ 
treten, entſcheidet, ſofern nicht eine gütliche Vereinbarung unter den Gemeinde- 
vertretern ſtattfindet, das Loos. Die Amtsdauer der erſteren beſchränkt ſich auf 
die Reſtzeit der Amtsdauer des vorzeitig Ausgeſchiedenen. 
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$. 22. 


Die Geſammtheit der Gemeindevertreter kann wegen beharrlicher Vernachläſ⸗ 
ſigung ihrer Pflichten oder ſonſtiger grober Pflichtwidrigkeit von dem Konſiſtorium 
entlaſſen werden. In dieſem Falle muß ſogleich eine Neuwahl der Vertreter an⸗ 
ne werden, welche, wenn zugleich der Kirchenvorſtand aufgelöſt wird, unter 

eitung der von dem Konſiſtorium dazu Beauftragten vorgenommen wird. 

Das Konſiſtorium kann in ſolchem Fall den bisherigen Gemeindevertretern 
die Wählbarkeit für die anſtehende Wahl entziehen. 


3. 
Aelteſte. 


$. 23. 


Die Aelteſten werden von dem Kirchenkollegium nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gewählt. Ergiebt ſich auch bei einem wieder⸗ 
holten Wahlgang Stimmengleichheit, fo entſcheidet das Loos. g 

Wähler iſt jedes Mitglied der Gemeinde, welches die zur Wählbarkeit als 
Gemeindevertreter erforderlichen Eigenſchaften hat. x l 

Vater und Sohn, oder Schwiegerſohn ſowie Brüder, können nicht zugleich 
Mitglieder des Kirchenvorſtandes ſein, auch kann der Vater, 1 oder Bruder 
eines Gemeindevertreters nicht zum Aelteſten gewählt werden. Bei gleichjeltiger 
Wahl Nees Verwandten der bezeichneten Ark findet die Beſtimmung des $. 10. 
Abſatz 2. am Ende ſinngemäß Anwendung. Mindeſtens zwei Drittel der Aelteſten 
müſſen zu den Gemeindemitgliedern gehören, welche zu den Kirchenumlagen, ſofern 
ſolche erforderlich ſind, beizutragen 1 

$. 24. 8 

Die Namen der gewählten Aelteſten ſind an dem auf die Wahl folgenden 
Sonntage der Gemeinde von der Kanzel zu verkünden. 

Der Kirchenvorſtand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes 
Gemeindemitglied iſt berechtigt, Einwendungen gegen die Wahl vor Ablauf der 
Woche, in welcher die Wee der Wahl ſtattgefunden hat, bei dem Kirchen⸗ 
vorſtande anzubringen. Ueber die Einwendungen entſcheidet der Ausſchuß 
der Propſteiſynode und auf eingelegte Berufung, für welche, von Zuſtellung der 
Entſcheidung an, eine Friſt von vierzehn Tagen läuft, das Konſiſtorium in 
letzte Inſtanz. Verſäumung der Friſt bewirkt, daß eine abändernde Entſcheidung 
der Berufungsinſtanz für die ſtattgehabte Wahl ohne Bedeutung bleibt. 


$. 25. 

Die gewählten Aelteſten ſind von dem Prediger in der Kirche vor der 
Gemeinde feierlich in ihr Amt einzuführen, und haben in die Hand des Predigers 
das Gelöbniß abzulegen: 

ch gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienſtes mit Sorgfalt und 
Treue in Uebereinſtimmung mit den Ordnungen unſerer evangeliſch⸗ 
lu⸗ 


lutheriſchen Kirche zu warten und gewiſſenhaft der Gemeinde B 
zu fördern, namentlich das chriſtliche und kirchliche Leben in derfaben 
zu pflegen.“ 

$. 26. 

Das Amt der Aelteſten dauert ſechs Jahre, die Beſtimm des 
finden ſinngemäß Anwendung. W PIE e 
$. 27. 

Die Wahl der neuen Mitglieder des Kirchenvorſtandes erfolgt in der 
wahl bitte welche das Kirchenkollegium nach der regelmäßigen Erneuerungs⸗ 
wahl abhält. a 

Die Beſtimmungen der $$. 17. und 20. finden auch für das Aelteſtenamt 
Anwendung. 

§. 28. f f 

Bei einer außer der Zeit eintretenden Erledigung wählt das Kirchenkolle⸗ 
gium in ſeiner nächſten Verſammlung einen Erſatzmann, deſſen Funktionen ſich 
auf die Reſtzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen erſtrecken. 


F. 29. 


Verweigert das Kirchenkollegium die Wahl der Aelteſten oder iſt dieſelbe 
auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen, jo hat für das Mal der Aus- 
ſchuß der Propſteiſynode die Aelteſten zu ernennen. 


$. 30. 


Der Kirchenvorſtand kann aus den in F. 22. angeführten Gründen auf- 
elöſt werden. In dieſem Falle muß ſogleich eine Neuwahl der Aelteſten 1255 
Die Gemeindevertreter angeordnet werden. N 

Die Beſtimmung des H. 22. Abſatz 2. findet hier ſinngemäß Anwendung. 


4. 
Verſammlungen und Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes. 


$. 31. 

In dem Kirchenvorſtande hat der Prediger der Gemeinde den Vorſitz. 
Sind mehre Geiſtliche in der Parochie angeſtellt, ſo wird der Vorſitz von dem 
erſten Prediger oder, falls die Geiſtlichen einander gleichſtehen, Jahr um Jahr 
abwechſelnd von dem einen und dem anderen derſelben geführt. 

Bei Erledigung des Pfarramts und bei Verhinderung des Vorſitzenden 
geht der Vorſitz auf den zweiten Prediger oder den gleichſtehenden Geiſtlichen, 
und wenn nur ein Prediger in der Gemeinde fungirt, auf einen dazu von dem 
Kirchenvorſtande alle zwei Jahre beim Eintritt der neuen Aelteſten zu erwählenden 
Stellvertreter über. In den Fällen des H. 5. Abſatz 2. führt, wenn einer der 
Geiſtlichen zugleich Propſt ift, dieſer, ſonſt ein von den Verſammelten zu wäh: 
lender Prediger den Vorſtz. 
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$. 32. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und ift für Aufrechterhaltung 
der Ordnung verantwortlich. Er vermittelt den Verkehr des Kirchenvorſtandes 
mit den Kirchenbehörden und den Synoden, ſowie auch, vorbehaltlich beſonderer 
Beauftragung anderer Mitglieder durch den Kirchenvorſtand, mit Dritten. 


$. 33. 


Der e verſammelt ſich zu ordentlicher Pikung in der Regel 
vierteljährlich ein Mal, zu außerordentlicher Sitzung, ſo oft ihn der Vorſitzende 
beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn die eng 
diefelbe verlangt oder ein Drittel der Aelteſten unter Angabe des Zweckes dieſelbe 
beantragt. 

Die iin des Kirchenvorſtandes find einzeln und zwar in der Regel 
mindeſtens 24 Stunden vor dem angeſetzten Termin einzuladen. In den Ein⸗ 
ladungsſchreiben ei für die ordentlichen wie für die außerordentlichen Sitzungen 
ſind die zur Verhandlung beſtimmten Gegenſtände zu bezeichnen. Ein in dem 
Einladungsſchreiben nicht 1 Gegenſtand kann nur dann zur Beſchluß⸗ 
nahme gelangen, wenn keiner der Anweſenden dagegen Einſpruch erhebt. Als 
Ort für die Verſammlungen iſt das Paſtorat, ein ſonſtiges kirchliches oder ein 
Schullokal zu wählen. 

$. 34. 


Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes werden regelmäßig mit Gebet eröffnet. 

Dieſelben ſind nicht öffentlich. 

Jedes Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt verpflichtet, über die vertraulichen 
Gegenſtände der Berathung und Beſchlußfaſſung Verſchwiegenheit zu bewahren. 


$. 35. 


Beſchlüſſe werden von dem Kirchenvorſtande durch Stimmenmehrheit der 
Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden, bei Wahlen das Loos. Die Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt, wenn der 
Gegenſtand vorher angezeigt worden, durch die Theilnahme dreier Mitglieder be⸗ 
dingt. ft der Gegenſtand vorher nicht angezeigt, fo it außer der in dem $. 33. 
Abſatz 2. aufgeſtellten Bedingung noch erforderlich, daß mehr, als die Hälfte der 
feſtgeſetzten Zahl der Mitglieder anweſend iſt. 

Mitglieder, welche, abgeſehen von ihrer Eigenſchaft als Mitglieder der Ge⸗ 
meinde oder als Angehörige einer Klaſſe dieſer Mitglieder, bei einer Angelegen⸗ 
heit perſönlich betheiligt ſind, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten. 

Ueber die gefaßten Beſchlüſſe wird ein Protokoll geführt, welches in das 
Protokollbuch eingetragen, vorgeleſen und von dem Vorſitzenden, ſowie mindeſtens 
einem Aelteſten unterſchrieben wird. 5 

Der Vorſitzende hat die Pflicht, wenn nach ſeinem Erachten ein Beſchluß 
des Kirchenvorſtandes geſetzwidrig iſt, denſelben dem Ausſchuſſe der Propſteiſynode 
vorzulegen und die Ausführung bis zu deſſen Entſcheidung auszuſetzen. 
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F. 36. 

Die Ausfertigung von Schriftſtücken ergeht unter Unterſchrift des 5 
fikenden des Kirchenvorſtandes. Wird darin eine Verpflichtung BE a 
gemeinde übernommen, fo ift die Urkunde von zwei Aelteſten mit zu vollziehen 
und mit dem Kirchenſiegel zu belegen. Pi 

Eine in dieſer Form gegebene Erklärung gilt Dritten gegenüber als Willens⸗ 
erklärung des Kirchenvorſtandes, ohne Rückſicht darauf, ob dieſelbe einem vor⸗ 
gängigen Beſchluſſe entſpricht. Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes dürfen bei 
eigener Verantwortlichkeit eine ſolche Erklärung nur in Gemäßheit eines zuvor 
nach Vorſchrift des §. 35. gefaßten Beſchluſſes ausſtellen. Sie bekunden durch 
ihre Unterſchrift nur, daß der Beſchluß ordnungsmäßig gefaßt iſt, nicht, daß ſie 
ihm beigeſtimmt haben. 

9. . 


Der Kirchenvorſtand beſtimmt, in welcher Weiſe die Geſchäfte unter die 
einzelnen Mitglieder zu vertheilen find. ; 

Falls es zweckmäßig erſcheint, können für einzelne Geſchäfte Kommiſſionen 
ernannt werden. In dieſelben können auch Nichtmitglieder des Kirchenvorſtandes, 
namentlich Gemeindevertreter gewählt werden. 


5. 
Verſammlungen und Beſchlüſſe des Kirchenkollegiums. 


$. 38. 


Das Kirchenkollegium beſchließt über die von dem Kirchenvorſtande zur 
Berathung vorgelegten Gegenſtände. Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt 
zugleich Vorſitzender des Kirchenkollegiums. 

Er beruft das Kirchenkollegium unter Angabe der Tagesordnung, leitet 
die Verhandlungen und iſt für Aufrechthaltung der Ordnung verantwortlich. 

Die Berufung muß geſchehen, wenn die Kirchenregierung fie verlangt, oder 
ein Drittel der Gemeindevertreter unter Angabe des Zweckes dieſelbe beantragt. 
Die Einladung muß ſpäteſtens am Tage vor dem angeſetzten Termine erfolgen. 
Ueber die Förmlichkeiten der Einladung beſchließt der Kirchenvorſtand. 


$. 39. 


Die Berathungen des Kirchenkollegiums find öffentlich und in einem der 
Stellung des Letzteren entſprechenden Lokale abzuhalten. Für einzelne Gegen⸗ 
ſtände kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in nicht öffentlicher Sitzung 
gefaßt wird, die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 

Die Mitglieder der kirchlichen Behörden ſind befugt, an den Berathungen 
des Kirchenkollegiums Theil zu nehmen, jedoch ohne Stimmrecht. 

Die Beſtimmung des N 34. Abſatz 1. findet auch auf die Sitzungen des 
Kirchenkollegiums Anwendung. 
(Nr. 8468.) 630 FH. 40. 


er A 


$. 40. 

Die Beſtimmungen des F. 35. finden in Beziehung auf die Beſchlüſſe des 
Kirchenkollegiums ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß die Gültigkeit 
dar Befchlüfe, wenn der Gegenftand vorher angezeigt worden, durch Theilnahme 
des vierten Theils der Mitglieder bedingt iſt. 

Die Beſchlüſſe des Kirchenkollegiums werden in das Protokollbuch des 
Kirchenvorſtandes eingetragen, unter Beobachtung der für die Protokolle des 
Kirchenvorſtandes ertheilten Vorſchriften. 


6. 
Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes. 


$. 41. 


1. Der Kirchenvorſtand vertritt die Kirchengemeinde in ihren inneren und 
äußeren Angelegenheiten und hat durch beſonnene Anwendung aller ſich hierzu 
eignenden Mittel ebenſo lebendiges Chriſtenthum in der Gemeinde zu fördern, 
als dasjenige, was ſitten⸗ und ſeelenverderblich wirken kann, nach Kräften zu 
hindern. 

$. 42. 

Die Geiſtlichen ſind in ihrer perſönlichen Amtsthätigkeit, was Lehre, 
Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und die übrigen heiligen Handlungen 
anlangt, von dem Kirchenvorſtande unabhän ig. Dieſelben ſind jedoch verpflichtet, 
die Fälle, wo ſie die Zurückweiſung eines Gemeindegliedes von der Theilnahme 
am heiligen Abendmahle oder einer anderen heiligen Handlung für nothwendig 
halten, unter ſchonender einſtweiliger Zurückhaltung des Betreffenden, dem 
Kirchenvorſtande vorzulegen. Iſt der Kirchenvorſtand mit dem Geiſtlichen für 
die Zurückweiſung, ſo giebt er eine Entſcheidung ab, gegen welche dem Zurück— 
gewieſenen die Berufung an den Ausſchuß der Propſteiſynode und in letzter 
Juſtanz an das Konſiſtorium und den Ausſchuß der Geſammtſynode freiſteht. 
Iſt der Kirchenvorſtand anderer Anſicht, als der Geiſtliche, ſo kann der Letztere, 
wenn er dem Beſchluſſe des Kirchenvorſtandes nicht Folge leiſten zu können 
glaubt, die Angelegenheit zur Entſcheidung an den Ausſchuß der Propſteiſynode 
und in letzter Inſtanz an das Konſiſtorium und den Ausſchuß der Geſammt⸗ 
ſynode bringen. 

Die Aelteſten ſind übrigens, wenn ſie in der Amtsführung oder dem 
Wandel des Geiftlichen etwas wahrnehmen, was feiner amtlichen Stellung oder 
dem Wohle der Gemeinde zuwider iſt, befugt und verpflichtet, ſolches im Kirchen⸗ 
vorſtande zur Sprache zu bringen. Läßt die Sache ſich im Kirchenvorſtande 
nicht erledigen, ſo iſt dem nächſten geiſtlichen Vorgeſetzten Anzeige zu machen. 


$. 43. 
2. Der Kirchenvorſtand hat der Förderung einer würdigen Sonntags- 
feier ſich anzunehmen und für die äußere gottesdienſtliche Ordnung zu ſorgen. 
Die 
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Die Abänderung der Zeit für die Abhaltung der regelmäßigen Gottes⸗ 
dienfte kann nur mit Zustimmung des Kirchenvorſtandes erfolgen. Daſſelbe 
gilt von Abänderung bloß lokaler liturgiſcher Einrichtungen. Der Kirchen⸗ 
vorſtand entſcheidet über , ee des Kirchengebäudes zu einzelnen nicht 
gottesdienftlichen Handlungen, welche der Beſtimmung des Kirchengebändes nicht 
widerſprechen. 

$. 44. 

3. Dem Kirchenvorſtande liegt die Leitung der kirchlichen Armen⸗ und 
Krankenpflege ob. Er hat die Verwaltung und Verwendung der Klingbeutel⸗ 
gelder und der dieſen gleichſtehenden Einnahmen, ſoweit fie nach den Patenten 
vom 6. Mai 1859. und 31. März 1860. beſonderen Kommiſſionen bisher zuge⸗ 

anden hat. g 
ſt Auch hat der Kirchenvorſtand ſein Augenmerk auf die Fürſorge für Ver⸗ 
wahrloſte und für entlaſſene Sträflinge zu richten. 

Der Kirchenvorſtand wird ſich dabei, ſoweit erforderlich, mit der bürger⸗ 
lichen Armenbehörde in Einvernehmen ſetzen, nach Bedürfniß andere Gemeinde⸗ 
mitglieder, inſonderheit aus der Zahl der Gemeindevertreter, zur Hülfe heran⸗ 
ziehen und ſich mit beſtehenden chriſtlichen Vereinen in Verbindung ſetzen. 


$. 45. 

4. Der Kirchenvorſtand hat die religiöſe Erziehung der Jugend zu beach⸗ 
ten und die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu ver⸗ 
treten. Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule ſteht ihm nicht zu. 
Mißſtände in der religiöſen Unterweiſung der Jugend oder in ſittlicher Beziehung 
ſind von ihm bei den geſetzlichen Organen der Schulverwaltung zur Anzeige zu 


bringen. 
$. 46. 


vorſtände über. Wo die früheren Kirchenkollegien yugleich das Wahlrecht gehabt 
| 


läuter, Bälgentreter, Kirchendiener, Todtengrä 
Stellen nicht mit Schulämtern verbunden ſind, von dem Kirchenvorſtande gewählt 
und verpflichtet. Wo jedoch Organiſten und Küſter bisher vom Patronate er⸗ 
nannt ſind, hat es hierbei ſein Bewenden. 
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wege, ſowie wegen une und Entziehung der mit Schulſtellen verbundenen 
niederen Kirchenbedienungen bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften. 


$. 47. 

6. Der Kirchenvorſtand hat dafür zu ſorgen, daß die Kirche und die der⸗ 
ſelben gehörigen, namentlich auch die den Kirchendienern zum Gebrauche über⸗ 
wieſenen Gebäude, ſowie Kirchhöfe und andere Anlagen in gutem, dem Bedürf⸗ 
bet 1 Stande erhalten, und ſoweit erforderlich, neu hergeſtellt und 

eſchafft werden. 

Vor Anfang eines jeden Rechnungsjahres iſt eine Beſichtigung der kirch⸗ 
lichen Gebäude und Anlagen vorzunehmen, über alle zur Inſtandhaltung oder 
Erneuerung derſelben vorzunehmenden Arbeiten Beſchluß zu faſſen, und — vor⸗ 
behaltlich der Genehmigung des Kirchenkollegiums — die Ausführung ſolcher 
Arbeiten durch Mitglieder des Kirchenvorſtandes oder auch durch Dritte zu be 
ſorgen. In den Parochien, in welchen eine auf beſonderem Titel beruhende 
Verpflichtung beſteht, die Kirche oder die ſonſtigen kirchlichen Gebäude u. ſ. w. 
ganz oder theilweiſe zu unterhalten, müſſen die hierauf ſich beziehenden Beſchlüſſe 

es Kirchenvorſtandes den Verpflichteten vorgelegt werden. 

Sind dieſe mit den Beſchlüſſen nicht einverſtanden, ſo iſt die Angelegenheit 
zur Entſcheidung der vorgeſetzten Aufſichtsbehörde zu bringen. 

Diejenigen Gebäude, welche von den Inhabern eingelöſt worden ſind, 
bedürfen der jährlichen Beſichtigung nicht; die Beſtimmung des Abſatz 1. findet 

jedoch auch auf dieſe Gebäude Anwendung. 


$. 48. 


7. Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde in ſtreitigen wie in nicht⸗ 
ſtreitigen Rechtsſachen und verwaltet das kirchliche Vermögen mit Einſchluß der 
kirchlichen Lokalſtiſtungen, welche nicht ſtiftungsmäßig eigene Organe haben, ſowie 
das Pfarr⸗, Pfarrwiktwenthums⸗ und Küſtereivermögen, ſoweit das Recht des 
jeweiligen Inhabers nicht entgegenſteht. Inſonderheit iſt von dem Kirchen⸗ 
vorſtand dafür Sorge zu tragen, daß die Leiſtungen, welche den einzelnen Ge 
meindegliedern, ſei es auf Grund einer Kirchenumlage, ſei es aus einem anderen 
Titel, der Gemeinde gegenüber obliegen, rechtzeitig eingehen, und daß die Aus⸗ 
gaben, zu welchen die Gemeinde verpflichtet iſt, ordnungsmäßig beſchafft werden. 

Der Kirchenvorſtand hat für ordnungsmäßige Verwaltung der Kirchenkaſſe 
und Rechnungsführung zu ſorgen. Erforderlichenfalls kann ein beſonderer 
beſoldeter Rechnungsführer angeſtellt werden. Die Ernennung und Verpflichtung 
ſteht dem Kirchenvorſtande zu, welchem auch die Sorge für die Leiſtung einer 
ausreichenden Kaution obliegt. f 

Der Kirchenvorſtand hat vor dem Beginn eines jeden Rechnungsjahres 
einen Voranſchlag der Jahreseinnahmen und Ausgaben dem Kirchenkollegium 
vorzulegen, nach dem Schluſſe des Rechnungsjahres die von dem Rechnungs⸗ 
führer en Rechnung zu prüfen und dieſelbe mit ſeinen Erinnerungen dem 
Kirchenkollegium zur Reviſion zuzuſtellen. Voranſchlag und Rechnung müſſen, 
bevor ſie dem Kirchenkollegium vorgelegt werden, mindeſtens auf zwei Wochen nach 
vorgängiger Bekanntmachung zur Einſicht der Gemeinde öffentlich ausgelegt werd 
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In der Verwaltung der gemeinſchaftlichen Mittel der Kirchen der Propſtei 
Hadersleben, ſowie in der Verwaltung des Vermögens der Kirchen in den 
Propſteien der Norderharde und der Süderharde auf der Inſel Alſen, ſoweit 
dieſe Verwaltung bisher eine gemeinſchaftliche für die Kirchen der genannten 
Propſteien geweſen iſt, wird durch die vorſtehenden Beſtimmungen Nichts ge⸗ 


ändert. 
(Vergl. jedoch $. 82. am Ende.) 


$. 49. 


8. Der Kirchenvorſtand iſt das Organ der Gemeinde gegenüber den 
Kirchenbehörden und den Synoden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl 
durch Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, als auch geeignetenfalls 
durch Einbringung von Anträgen wahrzunehmen. 

Wichtige, die einzelne Gemeinde beſonders berührende Einrichtungen und 
Anordnungen, insbeſondere Parochialveränderungen, ſollen von der Kirchen— 
regierung nicht getroffen werden, ohne daß der Kirchenvorſtand mit ſeinen 
Wünſchen, Erinnerungen oder Vorſchlägen vernommen iſt. 


5 
Wirkungskreis des Kirchenkollegiums. 


$. 50. 


Die Gemeindevertreter haben gleich den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes 
die Aufgabe, das chriſtliche und kirchliche Leben in der Gemeinde zu fördern. 


$. 51. 


Das Kirchenkollegium hat das Recht: 
1) Wünſche und Beſchwerden an den Kirchenvorſtand zu bringen, 
2) die Aelteſten zu wählen. 


§. 52. 

Die beſchließende Mitwirkung des Kirchenkollegiums muß eintreten: 

1) bei der Erwerbung, Veräußerung und dinglichen Belaſtung von un⸗ 
beweglichem Eigenthum, ſowie bei einer, über die Dauer von zwölf 
Jahren ſich erſtreckenden Verpachtung von unbeweglichem Eigenthum. 
Die Verpachtung von Dienſtländereien der Kirchenbeamten, welche 
über die Dienſtzeit des augenblicklichen Inhabers derſelben hinaus 
Geltung haben ſoll, unterliegt nur den Vorſchriften des Reſkripts vom 
31. Mai 1765., bedarf aber nicht der Genehmigung des Kirchen⸗ 
kollegiums 

2) bei außerordentlicher eng des Vermögens, welche die Subſtanz 
ſelbſt angreift, ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
welche nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt 
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3) bei Anleihen, welche nicht blos zur Aushülfe für kurze Zeit dienen 
und aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode er⸗ 
ſtattet werden können; 

4) bei Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit dieſelben nicht die Eintreibung 
fortlaufender Zinſen und Gefälle oder die Einziehung ausſtehender 
Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, betreffen und bei 
Abſchließung von Vergleichen; 

5) bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern 
nicht über die Nothwendigkeit der Bauausführung bereits durch die 
zuſtändigen Behörden endgültig entſchieden iſt. Für erheblich gelten 
Reparaturen, deren Koſtenanſchlag 200 Mark überſteigt. Im Falle 
des Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung ein für allemal die 
Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur Vornahme höher veranſchlagter 

Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 1000 Mark hinaus, 
erweitern d 

6) bei Feſtſtellung der Voranſchlagsperiode und des Voranſchlages, fo- 
wie bei Bewilligung etwaiger Ueberſchreitungen deſſelben;; 

7) bei Einführung eines neuen Repartitionsfußes der Kirchenumlagen 
und Abänderung des beſtehenden; 

8) bei Ausſchreibung neuer Kirchenumlagen und Erhöhung der be— 
ſtehenden; 

9) bei Aenderung der Gebühren für Amtshandlungen der Kirchenbeamten; 

10) bei Anſtellung neuer beſoldeter Kirchenbeamten ; 

11) bei Verminderung der Zahl, Erhöhung oder Herabſetzung der Gehalte 
der bereits vorhandenen Kirchenbeamten; 

12) bei Verwandlung der veränderlichen Einnahmen der Kirchenbeamten 
in feſte Einnahmen oder der in Naturalienlieferungen beſtehenden Ein⸗ 
nahmen in Geldeinnahmen, ſofern dieſelbe nicht in dem durch die 
Staatsgeſetze geordneten Ablöfungsverfahren erfolgt; 

13) bei Errichtung lokaler Gemeinde - Statuten. 

Die Beſchlüſſe des Kirchenkollegiums nach Maßgabe der Ziffern 1. bis 4. 

7. 9. bis 13., ſowie bei Neubauten und Reparaturen, deren Koſten auf mehr 
als 3000 Mark veranſchlagt werden, bedürfen der Genehmigung der Kirchen⸗ 
regierung, Sowohl die Kirchenregierung, wie der Kirchenvorſtand, können An⸗ 
aden von beſonderer Wichtigkeit zur Berathung im Kirchenkollegium 
ringen. 8 88 


Der Kirchenvorſtand hat den Voranſchlag über ſeine Vermögensverwal⸗ 
tung und die Jahresrechnung nach vorgängiger öffentlicher Auslegung mit der 
Beantwortung etwa eingegangener Erinnerungen dem Kirchenkollegium, erſteren 
zur definitiven Feſtſtellung, letztere zun Wahl von Reviſoren und Beſchlußfaſſung 
über die gegen die Rechnung gemachten Einwendungen, ſowie zur eventuellen 
Entlaſtung des Kirchenvorſtandes vorzulegen. Bei der Wahl der Reviſoren und 

a der 


der Beſchlußfaſſung über die Einwendungen haben die Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtandes mit Einſchluß des Vorſitzenden ſich ihrer Stimme zu enthalten; der 
Letztere hat jedoch die bezüglichen Verhandlungen und Abſtimmungen zu leiten. 

Der Voranſchlag iſt nach erfolgter Feſtſtellung und die Jahresrechnung 
nach beendeter Reviſion ſofort der vorgeſetzten Kirchenbehörde mitzutheilen. 


$. 54. 

Wenn der Kirchenvorſtand oder das Kirchenkollegium unterläßt oder ver- 
weigert, die der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Voranſchlag 
zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo können die vorgeſetzten Kirchen⸗ 
behörden von Amtswegen unter nführung des rechtlichen Grundes der Ver- 
pflichtung die Eintragung in den Voranſchlag bewirken oder die außerordentliche 
Ausgabe feſtſtellen. Jedoch iſt das Kirchenkollegium vorher zu hören, inſofern 
dies nicht bereits geſchehen iſt, und es ſich um einen Gegenſtand handelt, in 
Betreff deſſen es an ſich einer Beſchlußfaſſung des Kirchenkollegiums bedarf. 


$. 55. 

Die Kirchenbehörden find berechtigt, die Geltendmachung rechtsbegründeter 
Anſprüche des von dem Kirchenvorſtande zu verwaltenden Vermögens, insbe⸗ 
ſondere auch einer durch Pflichtwidrigkeit eines Vorſtandsmitgliedes begründeten 
Erſatzforderung, im Wege des Prozeſſes zu begehren und äußerſtenfalls durch 
eigene Beſtellung eines Kirchenanwalts zu bewirken. 


8. 


Beſondere Beſtimmungen über die Gemeinden, in welchen die 
einfachere Gemein everfaſſung zur Aus führung kommt. 


$. 56. 
Die einfachere Gemeindeverfaſſung kommt zur Ausführung: 
1) in den Gemeinden von weniger als 500 Seelen; 
2) in den 5 mit Privatpatronen, in welchen Däniſches Kirchen— 
recht gilt. 
In dieſen Gemeinden wird nur ein Kirchenvorſtand, nicht aber ein Kirchen— 


kollegium gebildet. 
Die Gemeindeverſammlung übt hier die Rechte aus, welche ſonſt dem 


Kirchenkollegium zuſtehen. 
$. 57. 


f Für die Zuſammenſetzung des Kirchenvorſtandes finden die Vorſchrift 
der 993 4. 23. ff. ſinngemäß Anwendung. il 


$. 58. 


„Die Aelteſten werden von den ſtimmberechtigten Mitgliedern der Gemeinde 
unmittelbar gewählt. Ueber Wahl und Einführung der Aelteſten, über Ver— 
Jahrgang 1876. (Nr. 8468.) 64 ſamm⸗ 
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ſammlungen, Beſchlüſſe und Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes gelten die 
Beſtimmungen der vorſtehenden Abſchnitte mit folgenden Modifikationen: 

1) wenn die Zahl der Aelteſten nicht durch drei theilbar iſt, beſtimmt 

der Kirchenvorſtand ſelbſt, in welchem Termin einer mehr, in welchem 

einer weniger ausſcheiden foll; f 
die Voranſchlagsperiode beträgt in den Gemeinden, in welchen wegen 
der geringen Seelenzahl die einfachere Gemeindeverfaſſung eingeführt 
wird, regelmäßig zwei Jahre. In den im F. 56. unter Nr. 2. aufge⸗ 
führten Gemeinden braucht ein Voranſchlag nur dann öffentlich aus- 
gelegt zu werden, wenn Ausgaben vorkommen, welche durch Kirchen⸗ 
umlagen zu decken ſind. Auch in dieſem Falle iſt die Berufung der 
Gemeindeverſammlung jedoch nicht nöthig, wenn es ſich nur um die 
durch die Synodaleinrichtung veranlaßten Koſten handelt, vorausgeſetzt, 
daß der Repartitionsmodus durch die Gemeindeverſammlung feſtgeſtellt 
iſt und keine Abweichung von demſelben beabſichtigt wird. 


2 


— 


$. 59. 


Die Gemeindeverſammlung, welche aus ſämmtlichen ſtimmberechtigten 
Mitgliedern der Gemeinde beſteht, wird durch den Vorſitzenden des Kirchenvor— 
ſtandes berufen und geleitet. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der zur Verhandlung kommenden 
Gegenſtände durch ge der Kanzel, Anſchlag an den Kirchenthüren 
oder auf andere ortsübliche Weiſe. Sie muß mindeſtens zwei Tage vor dem 
angeſetzten Termin geſchehen. 

Die Beſtimmungen der $$. 39. und 40. finden auf die Berathungen und 
Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung mit der Maßgabe Anwendung, daß die 
Beſchlußfähigkeit, ſofern der Gegenſtand vorher angezeigt worden, durch Theil— 
nahme des vierten Theils der Gemeindemitglieder nicht bedingt iſt. 

Die Befugniſſe der Gemeindeverſammlung beſtimmen ſich nach den in 
den $$. 52.ff. enthaltenen Vorſchriften. 


9, 


Befondere Beſtimmungen für diejenigen Gemeinden, in denen die 
Beitragspflicht zu den Kirchenumlagen in erheblicherem Umfange 
5 auf den adeligen Gütern ruht. 


F. 60. 


Für diejenigen Gemeinden, in welchen mindeſtens ein Viertheil der Kirchen— 
umlagen von einem oder mehren adeligen Gütern zu leiſten iſt und die kirch⸗ 
liche Vermögensverwaltung bisher noch in den Händen von Kirchenkonventen 
ſich befunden hat, kommen bis zur Einführung einer alle Gemeindeglieder 
treffenden kirchlichen Beſteuerung folgende beſondere Beſtimmungen zur An— 
wendung. 

$. 61. 
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$. 61. 
Behufs der Errichtung der Kirchenkollegien werden aus den Beſitzern der 
beitragspflichtigen Grundſtücke und zwar erſtens den Beſitzern der adeligen 
Güter, zweitens den Beſitzern der übrigen ländlichen Grundſtücke, und drittens 
denen der ſtädtiſchen Grundſtücke beſondere Klaſſen gebildet. Alle dieſe Klaſſen 


zuſammen haben ſo viele Gemeindevertreter in das Kirchenkollegium zu entſenden, 
daß den kontributionspflichtigen Grundbeſitzern zwei Drittel 150 Stimmen der 
Gemeindevertreter zuſtehen. Das letzte Drittel der Stimmen wird von den durch 
ſämmtliche wahlberechtigte Mitglieder der Gemeinde gemeinſchaftlich zu wählenden 
Gemeindevertretern geführt. 

Die Zahl der auf die einzelnen Klaſſen der Grundbeſitzer fallenden Ver— 
treter iſt fuͤr jede einzelne Gemeinde durch Lokalſtatute zu beſtimmen. Dieſe 
letzteren find von den vorgeſetzten Kirchenbehörden aufzuſtellen, den betheiligten 
Beſitzern der adeligen Güter, den Stadtbehörden und den Ortsvorſtänden mit⸗ 
zutheilen und an einem durch Abkündigung von der Kanzel bekannt zu machenden, 
geeigneten Orte auf vierzehn Tage auszulegen. Die Betheiligten können binnen 
vier Wochen, von dem Ablaufe des letzten Tages der Auslegungsfriſt an ge⸗ 
rechnet, gegen die Feſtſtellung Einſpruch erheben, über welchen das Konſiſtorium 
endgültig entſcheidet. d f 

Bei der Anfertigung der Lokalſtatute iſt dergeſtalt zu verfahren, daß die 
Zahl der Vertreter des adeligen, ſowie des ſonſtigen ländlichen Grundbeſitzes 
und der Städte in jeder einzelnen Gemeinde dem Verhältniß der auf den ein⸗ 
gepfarrten adeligen Gütern, dem ſonſtigen ländlichen Grundbeſitz und den Städten 
ruhenden Beitragspflicht thunlichſt angepaßt wird. 

Bei Ermittelung des Beitragsverhältniſſes, welches für die Beſtimmung 
der Zahl der Vertreter des adeligen Grundbeſitzes maßgebend iſt, werden die den 
Eigenthümern oder Erbpächtern von Gutsparzellen oder zum Gutsverbande 
gehörigen bäuerlichen Stellen auferlegten Raten der pflugzähligen Kirchenumlage 
von der Pflugzahl der adeligen Güter abgerechnet. Dies findet jedoch nicht 
ſtatt in Betreff derjenigen Erbpachts- und Eigenthumsſtellen, welchen eine kon— 
traktlich normirte feſte Beitragszahlung auferlegt iſt. Die ſubſidiäre Haft der 
Beſitzer der adeligen Güter fällt hinſichtlich der von ihrer Pflugzahl abgerechneten 
Raten fort. 

Die zu dieſen Kirchſpielen gehörigen Städte behalten das im Abſatz 1. 
erwähnte Recht auch dann, wenn die Untervertheilung der Kirchenumlagen inner— 
halb ihres Bezirks nicht mehr nach Maßgabe des Grundbeſitzes erfolgt. In 
dieſem Falle können alle Stadtangehörigen, welche zu den Kirchenumlagen bei- 
tragspflichtig ſind und die Wählbarkeit zum Gemeindevertreteramt beſitzen, als 
Vertreter in das Kirchenkollegium entſandt werden. 


$. 62. 

Die Klaſſen der Beſitzer der adeligen Güter, der ſonſtigen ländlichen Grund— 
beſitzer und der Städte, und zwar die letzteren durch alle zur Kirchenumlage 
pflichtigen Einwohner, wählen, 5 Klaſſe für fi) aus ihrer Mitte, die auf die 
einzelne Klaſſe entfallende Zahl der in das Kirchenkollegium zu entſendenden 
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Gemeindevertreter. Alle Gewählten müſſen die in den $$. 8— 10. vorgeſchrie⸗ 
benen Eigenſchaften beſitzen. Wahlberechtigt in allen Klaſſen ſind, abgeſehen von 
dem Falle des $. 64., nur diejenigen, welche die in den F. 8. und 9. erwähnten 
Erforderniſſe haben. 

Daneben wählen die ſämmtlichen wahlberechtigten Mitglieder der ganzen 
Gemeinde gemeinſchaftlich ſo viele Gemeindevertreter, daß ihre Zahl ein Dritel 
der ſämmtlichen Gemeindevertreter erfüllt. Dieſe Zahl iſt in dem nach Maß⸗ 
bre des §. 61. abzufaſſenden Lokalſtatute feſtzuſetzen und ſteht ſämmtlichen wahl⸗ 

erechtigten Mitgliedern der Gemeinde in dieſer Beziehung das in jenem Para⸗ 
graphen erwähnte Einſpruchsrecht zu. Hinſichtlich der Vornahme der Walen ü 
finden die . Hur bie Zeſitzer ver apeuıgen Guter ift die Wahlberechtigung, ſowie 

ScheBefugniß zum Eintritt in das Kirchenkollegium nicht davon abhängig, daß 
ſtets eine Weſitzer in dem Kirchſpiel ihren Wohnſitz haben, auch dürfen die einer fremd 
GemeindevKonfeſſion angehörenden, ſowie die nicht im Kirchſpiel wohnhaften Gutsbeſi 
21. und 2 bei Ausübung des Wahlrechts durch eine nach Maßgabe der 905 8. und 

e Perſon ſich vertreten laſſen, welche auch außerhalb des Kirchſpi 
ihren Wohnſitz haben kann. 

Wenn in einem Kirchſpiel nicht die zur Veranſtaltung einer Wahl erforder⸗ 
liche Zahl von kontribuirenden Grundbeſitzern der einen oder anderen Klaſſe ($. 61.) 
vorhanden iſt, ſo ſind die vorhandenen wählbaren Beſitzer, ſofern ſie die in den 
$$. 8— 10. vorgeſchriebenen Eigenſchaften beſitzen, befugt, ohne Wahl als Ge— 
meindevertreter in das Kirchenkollegium einzutreten. Der Werth ihrer Stimmen 
wird bei allen in den §§. 52. und 53. aufgeführten Angelegenheiten um ſo viel 

erhöht, als erforderlich iſt, um ihnen die in Gemäßheit des F. 61. ihrer Beſitz⸗ 
klaſſe und damit dem beitragspflichtigen Grundbeſitz die ihm insgeſammt zukom⸗ 
mende Stimmꝛahl zu ſichern Werden hierhaj Kataydora. Bfhiabssne ge ontorder⸗ 
mende Stimmzahl zu ſichern. Werden hierbei beſondere Feſtſetzungen erfordersie im 
lich, ſo ſind dieſe von der Kirchenregierung zu treffen. Es kommen dabei die im 
$. 61. Abſatz 2. enthaltenen Vorſchriften zur Anwendung. 


F. 64. 


Für die Beſitzer der adeligen Güter iſt die e e ſowie die 
Befugniß zum Eintritt in das Kirchenkollegium nicht davon abhängig, daß die 
Beſitzer in dem Kirchſpiel ihren Wohnſitz haben; auch dürfen die einer fremden 
Konfeſſion angehörenden, ſowie die nicht im Kirchſpiel wohnhaften Gutsbeſitzer 
bei Ausübung des Wahlrechts durch eine nach Maßgabe der 90 8. und 9. 
qualifizirte Perſon ſich vertreten laſſen, welche auch außerhalb des Kirchſpiels 
ihren Wohnſitz haben kann. 

Das Wahlrecht wird, wenn die adeligen Güter Bevormundeten, Ehefrauen, 
Wittwen oder unverheiratheten e . durch die Vormünder, Ehe⸗ 
männer oder . der Wittwen oder Unverehelichten, bei Fideikommiß⸗ 
gütern durch einen der Adminiſtratoren oder einen Vertreter der letzteren aus⸗ 
geübt; ſtets müſſen jedoch die Vertreter die allgemeine Wahlfähigkeit nach 
Maßgabe der $$. 8. und 9. beſitzen. N 

Die zufolge der Beſtimmungen der $$. 62. und 63. als Gemeindevertreter 
in das Kirchenkollegium auf Grund eigenen Rechts eintretenden Beſitzer ſind 

be⸗ 


u 


berechtigt, ſich durch andere Perſonen, welche die nach den $$. 8 — 10. erforder⸗ 
lichen Eigenſchaften haben, vertreten zu laſſen. Dies Recht ſteht auch den voll⸗ 
jährigen Gutsbeſitzern zu, welche nach $. 63. in das Kirchenkollegium einzutreten 
befugt ſein würden, aber noch nicht über 30 Jahre alt ſind. 


$. 65. 


Die Bildung der Kirchenvorſtände erfolgt in den im F. 60. bezeichneten 


Kirchſpielen in der Weiſe, daß die Vertreter jeder der in den $$. 61. und 62. 
wohnen Klaſſen aus den die Wählbarkeit nach $. 10. beſitzenden Mitgliedern 
der betreffenden Klaſſe die Aelteſten wählen. Die Zahl dieſer letzteren muß zwei 
Drittel der Geſammtzahl der Aelteſten betragen. Das übrige Drittel wird von 
den in H. 62. Abſatz 2. gedachten Gemeindevertretern und den Geiſtlichen gewählt. 
Für die Beſtimmung dieſes Drittels ſowie der Zahl der von jeder Klaſſe zu 
erwählenden Aelteſten ſind die Vorſchriften des §. 61. Abſatz 3. maßgebend. 
Hinſichtlich dieſer Wahlen gelten die Beſtimmungen der $$. 23. und 24. 
Desgleichen finden die in den $$. 62. Abſatz 4., 63. und 64. enthaltenen 
Anordnungen auch auf den Eintritt in den Kirchenvorſtand und die Vertretung 
in demſelben ſinngemäß m. Bei ſämmtlichen Abſtimmungen, welche 
ſich auf Vermögensangelegenheiten beziehen, führen die Vertreter der im $. 61. 
genannten Klaſſen zwei Drittel der geſammten Stimmen, einſchließlich der Stimmen 
der Geiſtlichen. 
$. 66. 

Der $. 4. findet für die Bildung der Kirchenkollegien und der Kirchen⸗ 

vorſtände in den im $. 60. gedachten Kirchſpielen keine Anwendung. 


$. 67. 


Wenn es wegen der geringen Zahl der den einzelnen Klaſſen ($$. 61. und 
62.) angehörigen beitragspflichtigen Gemeindeglieder nicht thunlich erſcheint, ein 
Kirchenkollegium zu bilden, jo kann durch das nach Maßgabe des F. 61. Abſatz 2. 
zu errichtende Lokalſtatut von Bildung eines Kirchenkollegiums abgeſehen und die 
Neuordnung auf die Einführung eines Kirchenvorſtandes, für deſſen Bildung 
die Hd. 61—64. maßgebend find, beſchränkt werden. Der Kirchenvorſtand hat 
dann zugleich die Rechte des Kirchenkollegiums auszuüben. 

Wegen der Abſtimmung in Vermögensangelegenheiten kommen auch hier 
die Vorſchriften des F. 65. Abſatz 3. zur Anwendung. 


10. 
Rechte der Kirchenpatrone. 


F. 68. 


Den Kirchenpatronen verbleiben außer den kirchlichen Ehrenrechten das 
Präſentationsrecht zu den Predigerſtellen und das Recht, die ien Sen 
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beamten zu ernennen, in bisheriger Ausdehnung, ſoweit nicht durch Beſtimmungen 
dieſer Ordnung Aenderungen getroffen worden ſind. 


$.. 69. 


Kirchenpatrone, welche als ſolche oder als Grundbeſitzer zu den Kirchen— 
laſten, ſoweit ſolche erforderlich, beitragen müſſen, haben, wenn nicht die Vor— 
ſchriften der $$. 60 — 67. zur Anwendung kommen, das Recht, von der Ver— 
mögensverwaltung des Kirchenvorſtandes jederzeit Kenntniß zu nehmen und wenn 
ſie die zur Wählbarkeit für den Kirchenvorſtand erforderlichen Eigenſchaften be— 
Iigen, an den Berathungen des Kirchenvorſtandes über Vermögensangelegenheiten, 
jedoch ohne Stimmrecht, ſich zu betheiligen. Iſt der Kirchenpatron mit einem 
Beſchluſſe des Kirchenvorſtandes oder des Kirchenkollegiums in kirchlichen Ver— 
mögensangelegenheiten nicht einverſtanden, ſo iſt er berechtigt, die Entſcheidung 
der vorgeſetzten Aufſichtsbehörden anzurufen. 

Der Kirchenvorſtand iſt verpflichtet, alle Beſchlüſſe über Vermögensange— 
legenheiten, inſonderheit auch über Wahl eines Kirchenrechnungsführers und die 
von dieſem zu leiſtende Sicherheit, dem Patron, falls er der Sitzung des Kicchen- 
vorſtandes nicht beigewohnt hat, ſchriftlich mitzutheilen. Der Patron hat, wenn 
er es bei dem Beſchluſſe des Kirchenvorſtandes nicht bewenden laſſen will, binnen 
vierzehn Tagen nach Faſſung oder Zuſtellung des Beſchluſſes dagegen Einſpruch 
bei dem Kirchenvorſtande zu erheben. Bleibt der Einſpruch fruchtlos, ſo ſteht 
ihm frei, binnen vierzehn Tagen von Mittheilung der den Einſpruch verwerfenden 
Eröffnung ſich mit einer Beſchwerde an die vorgeſetzte Aufſichtsbehörde zu wenden, 
welchenfalls er zugleich den Kirchenvorſtand hiervon zu benachrichtigen hat. Die 
neun der Friſt hat zur Folge, daß das Einſpruchsrecht für den betreffenden 
Fall unwirkſam bleibt. 

$. 70. 


Die in dem vorigen Paragraphen angegebenen Rechte kann der Patron 
durch ein von ihm zu ernennendes Gemeindemitglied, welches die zur Wähl— 
barkeit in den Kirchenvorſtand erforderlichen Eigenſchaften beſitzt, ausüben laſſen. 

Im Uebrigen beſtimmt ſich die Befugniß der Patrone, ſich vertreten zu 
laſſen, nach den Vorſchriften des F. 64. Abſatz 2. und 3.; die adeligen Klöfter 
werden durch den Kloſterpropſt vertreten. 

Wenn der Patron oder deſſen geſetzlicher Vertreter nicht in der Parochie 
ſeinen Wohnſitz hat, muß er dem Kirchenvorſtande einen in der Parochie woh— 
nenden Mann bezeichnen, der für ihn die Mittheilungen des Kirchenvorſtandes 
(infonderheit auch die Einladungen zu den Verſammlungen des Kirchenvorſtandes) 
in Empfang zu nehmen und ſeine Rechte wahrzunehmen hat. Steht das 
Patronatrecht mehren Perſonen zu, jo haben dieſelben hierzu einen gemeinſchaft— 
lichen Bevollmächtigten zu ſtellen. 


71; 


In den Vermögensrechten, welche den Kirchenpatronen in denjenigen 
Diſtrikten des Herzogthums Schleswig, in denen Däniſches Kirchenrecht gilt, in 
An⸗ 
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Anſehung der Kirchen und kirchlichen Einkünfte zuſtehen, wird durch die Gemeinde- 
ordnung nichts geändert. Auch verbleibt in denjenigen Kirchſpielen, wo wegen 
des vorhandenen Kirchenvermögens Kirchenumlagen nicht erforderlich ſind, den 
Patronen das bisherige Recht auf die Vermögensverwaltung. Auch in dieſen 
Gemeinden hat der Kirchenvorſtand darüber zu wachen, daß die kirchlichen 
Gebäude und ſonſtigen Vermögensgegenſtände in gutem Stande erhalten 
werden, und über wahrgenommene Mängel erforderlichenfalls bei der Kirchen— 


behörde Beſchwerde zu führen. 


II. Ordnung der Propſteiſynode. 
8.72 


Die zu demſelben Aufſichtsbezirk (Propſtei) gehörenden Kirchengemeinden 
bilden den Verband der Propſteiſynode. 


§. 73. 


Die Propſteiſynode beſteht: 
1) aus dem Propſt und ſämmtlichen ein Pfarramt innerhalb des Propſtei⸗ 
) ſynodalverbandes definitiv oder vikariſch verwaltenden Geiſtli Ki 


2) aus der doppelten Anzahl weltlicher Mitglieder, 
$. 74. 


Von den im $. 73. Z. 2. bezeichneten weltlichen Mitgliedern wird die eine 
Hälfte aus den derzeitigen und früheren Aelteſten und Gemeindevertretern, welche 
nicht in Gemäßheit des F. 20. dieſer Ordnung ausgeſchieden find, dergeſtalt 
gewählt, daß jede Gemeinde foviel Mitglieder entſendet, als ſie ſtimmberechtigte 
Geiſtliche in der Synode hat. Die andere Hälfte wird von den an Seelenzahl 
ſtärkeren Gemeinden aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten 
Männern des Propſteibezirks gewählt. Diejenigen Gemeinden, welche hiernach 
noch ein oder mehre Mitglieder zu wählen haben, ſowie die Zahl dieſer Mit- 
glieder werden unter Berückſichtigung der Seelenzahl, ſowie der ſonſtigen ört⸗ 
lichen Verhältniſſe der Gemeinden und des Bezirks, das erſte Mal durch Anord⸗ 
nung des Konſiſtoriums, demnächſt durch Beſchluß der Propſteiſynode, welcher 
der Genehmigung des Konſiſtoriums bedarf, beſtimmt. 

Die Wahlen der weltlichen Mitglieder geſchehen auf drei Jahre und wer: 
den von den Kirchenkollegien jeder Gemeinde vollzogen. Für jedes weltliche 
Mitglied iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen, welcher bei deſſen Behin— 
derung in die Synode eintritt. 

§. 75. 


Innerhalb des Propſteibezirks angeſtellte Hülfsgeiſtliche, Geiſtliche der in 
dem Propſteibezirke belegenen öffentlichen Anftalten, ſowie innerhalb des Propſtei⸗ 
bezirks an Perſonalgemeinden angeſtellte evangeliſch-lutheriſche Prediger ſind 

(Nr, 8468.) be⸗ 
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berechtigt, an den Verhandlungen der Propſteiſynode mit berathender Stimme 
Theil zu nehmen. 

Ordinirte Hülfsgeiſtliche können den Prediger, dem ſie zugeordnet ſind, auf 
der Synode vertreten, wenn derſelbe am Erſcheinen verhindert iſt. 


$. 76. 


Für jede Propſteiſynode wird ein ropſteiſynodal⸗Ausſchuß gebildet. Der⸗ 
ſelbe beſteht aus dem Propſt als FR und aus vier 950 ber Propſtei⸗ 
9 88 aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählten Beiſitzern, von denen min⸗ 

eſtens Einer ein Geiſtlicher ſein muß. Für jedes gewählte Mitglied des Synodal- 

ausſchuſſes iſt ein . zu wählen. Der geiſtliche Beiſitzer und, wenn 
deren mehrere in dem Ausſchuſſe ſind, der an erſter Stelle gewählte, hat den 
Vorſitzenden in Behinderungsfällen zu vertreten. Bei einer Vakanz oder dauernden 
Behinderung kann die Kirchenregierung dem zur interimiſtiſchen Wahrnehmung 
der Propſteigeſchäfte beauftragten Geiſtlichen den Synodalvorſitz übertragen. 


$. 77. 


Die Propſteiſynode wird jährlich einmal zu einer ordentlichen Verſammlung 
berufen. Der Ort der Verſammlung wird von dem Ausſchuſſe der Propſtei⸗ 
ſynode beſtimmt, wenn nicht die Synode ſelbſt darüber Beſchluß gefaßt hat. 

Die Berufung geſchieht durch den Vorſitzenden wenigſtens vier Wochen 
vor dem Zuſammentritt unter Angabe der Tagesordnung und iſt dem Kon- 
ſiſtorium anzuzeigen. i 

Die Dauer der Verſammlung iſt in der Regel auf zwei Tage beſchränkt. 
Eine Ausdehnung der Verſammlung auf drei Tage iſt nur mit Zuſtimmung 
des Propſtes, eine Ausdehnung auf längere Zeit nur mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. 

$. 78. 


Der Zuſammentritt der Propſteiſynode iſt jeder Gemeinde unter Benen— 
nung der dazu von ihrem Kirchenvorſtande gewählten Abgeordneten am vorher— 
gehenden Sonntage von der Kanzel zu verkuͤnden. 

Eine Fürbikte für die Synode ſoll dieſer Verkündigung ſich anſchließen. 


$. 79. 


Die Propſteiſynode kann mit Zuſtimmung oder auf Anweiſung des Kon- 
ſiſtoriums zu außerordentlicher Verſammlung berufen werden. 


$. 80. 


Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, welches nach 
vorgängiger Verleſung und Genehmigung durch die Verſammlung von dem 
rl en und den zu wählenden Schriftführern unter eichnet und demmächft 
dem Konſiſtorium und dem Ausſchuß der Geſammtſynode in Abſchrift einge 
ſandt 


18 r 
r N 


Br 


fandt wird. Die von der Propſteiſynode gefaßten Beſchlüſſe find den Kirchen- 
vorſtänden des Bezirks mitzutheilen. 


$. 81. 


Zum Wirkungskreis der Propſteiſynode gehört: 

1) die Beachtung und Erwägung der kirchlichen und ſittlichen Zuſtände im 
Bezirke, wobei die Synode von dem Synodalausſchuß durch Mitthei⸗ 
lung der wichtigen amtlichen Erfahrungen und Beobachtungen unter⸗ 
ſtützt wird / 

2) die Wahrnehmung der kirchlichen Intereſſen des Bezirks durch Ein⸗ 
bringung von Anträgen an das Konſiſtorium und an die Geſammt⸗ 
ſynode, ſowie die Erledigung der von dem Konſiſtorium gemachten 

orlagen / N 

3) die Mitaufſicht über die Geiſtlichen, Kandidaten und Kirchenbeamten, 
ſowie über die Aelteſten und Gemeindevertreter in dem Propſteibezirk, 
mit dem Rechte, zu ermahnen und zu warnen; wenn dies aber frucht⸗ 
los bleibt, die Sache der zuſtändigen Disziplinarbehörde vorzulegen; 

4) die Mitaufſicht über die Verwaltung des Kirchen-, Pfarr- und kirch⸗ 
lichen Stiftung svermögens innerhalb der Propſtei. 

In der Propſti Hadersleben und in den Propſteien der Norder⸗ 
harde und der Süderharde auf Alſen iſt der 5 auch über 
die Verwaltung der gemeinſchaftlichen Kirchenkaſſe Rechnung zu legen; 

5) die Verwaltung der Propſteiſynodalkaſſe, die Beſtellung eines Synodal- 
rechnungsführers, die Feſtſetzung des Etats der Kaſſe, vorbehaltlich der 
Genehmigung des Konſiſtoriums, ſowie die Vertheilung der zur 
Propſteiſynodalkaſſe erforderlichen Beiträge der Kirchenkaſſen und 
Gemeinden 

6) die Beſtimmung über die Zuſammenſetzung der Kirchenvorſtände und 
Kirchenkollegien, ſowie über die Zahl ihrer Mitglieder; 

7) die Wahl der Beiſitzer des Ausſchuſſes der Propſteiſynode. 

Wichtige, die 1 5 . Propſtei beſonders berührende Einrichtungen und An⸗ 
ordnungen ſollen von der Kirchenregierung nicht getroffen werden, ohne daß die 
Propſteiſynode, in eiligen Sachen wenigſtens deren Ausſchuß mit ihren Wünſchen, 
Erinnerungen und Vorſchlägen vernommen tft. Eine derartige Vernehmung hat 
namentlich bei Veränderung des Propſteibezirks oder der Parochialbezirke in dem⸗ 
ſelben ſtattzufinden. Die Geſchäfte, welche bisher den Kirchenviſitatorien ob⸗ 
gelegen haben, gehen, ſoweit ſie ſich auf kirchliche Angelegenheiten beziehen und 
nicht in der Ausübung von Staatsaufſichtsrechten beſtehen, auf die Ausſchüſſe 
der Propſteiſynoden über. En 


Der Ausſchuß der Propſteiſynode hat die Verſammlung der letzteren vor- 
ubereiten, und einen Bericht über die kirchlichen und ſittlichen Zuſtände in der⸗ 
ſelben zu erſtatten. 
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In den Fällen der $$. 14. 16. 17. bildet der Ausſchuß der Propſteiſynode 
die Berufungsinſtanz, in den Fällen der $$. 19. 20. 24. 29. die in erſter Inſtanz 


entſcheidende Behörde. 


In der Propſtei Hadersleben iſt die Verwaltung der gemeinſchaftlichen 
Kirchenkaſſe von dem Ausſchuſſe der Propſteiſynode zu führen. Für die Ver⸗ 
waltung der gemeinſchaftlichen Kirchenkaſſen in den Propſteien der Süderharde 
und der Norderharde auf Alſen wird anderweitige Regelung nach Vernehmung 
beh. ee der zu den genannten Propſteien gehörigen Gemeinden vor 
ehalten. 


$. 83. 


Der Ausſchuß der Propſteiſynode tritt auf Einladung des Vorſitzenden 
zuſammen, fo oft die Geſchäfte es erfordern. Ausnahmsweiſe kann eine ſchrift⸗ 
liche Abſtimmung ſtattfinden; jedoch ſteht in dieſem Fall jedem der Ausſchuß⸗ 
mitglieder zu, die mündliche Beſprechung zu verlangen. 8 

Die Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt dadurch bedingt, daß mindeſtens drei Mit⸗ 

lieder des Ausſchuſſes an der Abſtimmung theilnehmen, und unter den Ab⸗ 
Enden immer wenigſtens Ein Geiſtlicher und Ein Weltlicher ſich befindet. 


Ausfertigungen ergehen unter Unterſchrift des Vorſitzenden. 


$. 84. 


Der Einführung der Propſteiſynoden geht eine neue Eintheilung der 
Propſteibezirke voraus, welche durch das Kirchenregiment in thunlichſtem Anschluß 
an die für die Geſammtſynode gebildeten Wahlkreiſe (§. 87.) feſtzuſetzen iſt. 


III. Ordnung der Geſammtſynode. 


$. 85. 


Die Geſammtheit der zu der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holftein gehörenden Gemeinden wird durch die Geſammtſynode nach 
Maßgabe der folgenden Beſtimmungen geleitet und vertreten. 

8 * 
$. 86. 

Die Geſammtſynode beſteht: 

1) aus den General-Superintendenten für Schleswig und Holſtein, 

2) aus acht von dem Landesherrn zu ernennenden Mitgliedern, 

3) aus einem Mitgliede der theologiſchen Fakultät zu Kiel, welches von 

dieſer ſelbſt gewählt wird, 

4) aus den nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften zu wählenden 

geiſtlichen und weltlichen Abgeordneten. & 
ämmt⸗ 


ae e 


Sämmtliche Mitglieder mit Ausnahme der General-Superintend 
werden nur für die jedesmalige Synodalperiode beſtellt, doch iſt ihre Wiederwahl - 
oder Wiederberufung geſtattet. 
15 Mea 1 85 ſechs Jahre. 5 
ie Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen Geſammtſynod 
gewählten Synodalausſchuſſes und des Konſiſtoriums 11 et mt f 
berathender Stimme an den Verhandlungen der Synode Theil zu nehmen. 


$. 87. 


Für die Wahl ' der geiſtlichen und weltlichen Abgeordneten ($. 86. Ziff. 4. 
werden die in der Anlage bezeichneten Wahlkreiſe gebildet. Wo der Gel 
” mit einem Propſteibezir zuſammenfällt / erfolgt die Wahl durch die Propſtei⸗ 
ſynode. Andernfalls wird die Wahlverſammlung gebildet durch den Propſt bezw. 
die Pröpſte und die übrigen den Gemeinden des Wahlkreiſes angehörenden Mit⸗ 
glieder ee im 1 
Die Leitung der Wahlverſammlung hat der ropſt) unter mehren Prö 
derjenige, welcher am längſten das Propſtamt verwaltet. . 
Die Wahl der Abgeordneten zur Geſammtſynode erfolgt dergeſtalt, daß 
Wahlkreiſe mit weniger als 30,000 Gemeind örigen ; i 
Abgeordnete, b ndeangehörigen je zwei 
Wahlkreiſe von 30,000 bis 50,000 Gemeind Zi ; 20 
Abgeordnete, f : eindeangehörigen je drei 
für Wahlkreiſe von 50,000 Gemeindeangehörigen und darüber je vier k 
Abgeordnete 


gewählt werden. 

Unter den von jedem Wahlkreiſe zu wählenden Abgeordnet 
ein Geiſtlicher und ein Weltlicher ſich befinden. In Betief der Pl Un 
geordneten ſteht den Wählern die freie Wahl zwiſchen Geiſtlichen und Welt: 


lichen zu. 


für 


für 


Wählbar als geiſtliches Mitglied iſt jeder wahlberechtigte Geiſtli 7 
mindeftens 30 Jahre alt it, als weltliches Migled het gam Alen 1 
Ba Gemeindeglied, welches einer Gemeinde des Geſammtſynodalverbandes 3 
angehört. a 


Die Wahl erfolgt durch Stimm ettel. Für jeden Ab BEE 
Erſatzmann zu wählen. l rg geordneten iſt ein 
§. 88. i 


Die Geſammtſynode verſammelt ſich alle drei Jahre auf Berufung des 


Konſiſtoriums. ae 
Im Falle des Bedürfniſſes kann die Synode zu einer außerordentlichen 


Verſammlung berufen werden. 


n 


§. 89. 


Am Sonntage vor der Eröffnung der Synode findet in allen evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirchen der Provinz in dem Vormittagsgottesdienſt eine le 
(Nr, 8468,) 65* für 
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für die Synode ſtatt, mit welcher fortzufahren iſt, fo lange die Synode ver— 
ſammelt bleibt. a 
Der Eröffnung der Synode ſelbſt geht ein öffentlicher Gottesdienſt vorher. 


$. 90. 


Die Synode wird durch einen Königlichen Bevollmächtigten eröffnet und 
geſchloſſen. Die Synode wählt unter feiner Leitung aus der Mitte ihrer Mit⸗ 
glieder einen Präſidenten und ſodann unter Leitung des gewählten Präſidenten 
einen Vizepräſidenten und mehre Schriftführer. > 


$. 91. 


Die Mitglieder der Synode haben bei ihrem Eintritt in dieſelbe das Ge⸗ 
löbniß abzulegen: 
„Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Synode die innere 
und äußere Wohlfahrt unſerer evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu wahren und darnach zu trachten, daß 
die Kirche in allen Stücken wachſe an dem, der das Haupt iſt, 
Chriſtus.“ 
Die bei der e anweſenden Mitglieder legen dies Gelöbniß in die 
on des 8 Bevollmächtigten, ſpäter eintretende in die Hand des Vor⸗ 
enden ab. 
Bei Mitgliedern, welche das Gelöbniß bereits in einer früheren Synode 
abgelegt haben, bedarf es einer Erneuerung deſſelben nicht. 


$. 92. 


Die Geſammtſynode hat die Zuſtände und Bedürfniſſe der Kirche der 
Provinz nach den verſchiedenen Landesgebieten derſelben in Obacht zu nehmen, 
ſowie über die Führung der Geiſtlichen, Kandidaten, Aelteſten, Gemeindevertreter 
und Kirchenbeamten zu wachen. e a 

Sie hat die kirchlichen Angelegenheiten, welche durch Anträge ihrer Mit⸗ 

lieder oder der Propſteiſynoden an ſie gebracht oder von der Kirchenregierung 
ihr vorgelegt werden, zu berathen und nach Maßgabe ihrer Kompetenz zu be⸗ 
gutachten oder darüber zu beſchließen. 

Sie hat das Recht, in allen kirchlichen Angelegenheiten Wünſche, Anträge 
oder Beſchwerden an die Kirchenregierung zu bringen, ſowie bei der kirchlichen 
Geſetzgebung mitzuwirken, dergeſtalt, daß Krchengeſche nur mit ihrer Zuſtimmung 
erlaſſen, wieder aufgehoben, ne N und authentiſch interpretirt werden können. 
Ohne Zuſtimmung der Synode dürfen neue Katechismen, Geſangbücher und 
Agenden nicht eingeführt, ſowie überhaupt kirchengeſetzliche Normen in Beziehung 
auf Liturgie, Zucht oder Verfaſſung nicht erlaſſen werden. 

Die Synode hat ferner über die Bewilligung neuer kirchlicher Ausgaben 
nach den Vorlagen der Kirchenbehörde 1 beſchließen. Dieſe Ausgaben ſind aus 
den Kirchenkaſſen, ſofern nicht im Fall der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder 
theilweiſe für dieſelben einzutreten haben, zu entnehmen, eventuell durch e 

er 


ur 


der Gemeinden aufzubringen. Zur Einführung neuer regelmäßig wiederk 
allgemeiner Kirchenkollekten bedarf es der Sulimmung der ene er 

Ohne ihre Genehmigung kann die Einführung neuer allgemeiner Gebühren 
für Amtshandlungen der Kirchenbeamten oder eine allgemeine Veränderung in 
Beziehen Wisch fel der S un e erfolgen. 

je Beſchlüſſe der Synode treten erſt na erlangter Beſtäti 
Kirchenregierung in Kraft. 0 a 5 aa I 
F. 93. 


Gegen die obligatoriſche Einführung von Katechismen, Religionslehrbüchern 
und Geſangbüchern ſteht, auch wenn die Geſammtſynode zu derselben ihre Sur 
ſtimmung ertheilt hat, jeder einzelnen Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu. 

Werden durch ein Kirchengeſetz beſtehende agendariſche Ordnungen über 
die Verwaltung der Sakramente geändert, ſo dürfen die Aenderungen nicht ohne 
Zuſtimmung der Gemeindeorgane eingeführt werden. 


* 


§. 94. 


In den Synodalausſchuß wählt die Geſammtſynode vor dem S 
10 Ir 0 0 95 Verſammlung 15 9 e ein geiſliches 5 ae 
weltliches Mitglied, ſowie je einen, m ehinderungsfällen zuzuziel Frſatz⸗ 
mann auf 5 den 5 1a Wahl, 3sf zuzuziehenden Erſatz 

Dieſe bilden mit dem räſidenten der Geſammtſynode als Vor 
den Ausſchuß. Im Behinderungsfall kann ſich be Plaſdent durch 5 5 
Wie 5 1 lg en 

ie Mitglieder des Konſiſtoriums können nicht zugleich Mitgli 
Ausſchuſſes der Geſammtſpnode fein. cht zugleich Mitglieder des 
§. 95. N 

Der Ausſchuß ift berufen, die Kirchenbehörden in Angel ˖ 

beſonderer Wichtigkeit, namentlich bei Vorbereitung von Vorlagen fir Bu 


Mitglieder des Ausſchuſſes nehmen als außerordentliche Mitgli 
Berathungen und Entſchließungen des Konſiſtoriums Theil ae de 
1) bei dem Vorſchlage wegen Anſtellung der Pröpfte; 
2 bei der Beſchlußnahme über Entlaſſung eines Geiſtlichen 
einer gegen ihn geführten e / 0 e 
Streichen eines Kandidaten aus der Kandidatenliſte / 
(Nr. 8468.) i 3) bei 


de 


3) bei der Entfcheidung über neee eines Gemeindevertreters oder 
Aelteſten, ſowie über Auflöſung des Kirchenvorſtandes oder Entlaſſung 
der Geſammtheit der Gemeindevertreter wegen beharrlicher Vernach— 
Liffigung 3005 Pflichten oder fonftiger grober Pflichtwidrigkeit ($$. 20. 

* * * ! 


4) bei der Entſcheidung über die Erinnerungen gegen die Wahlen zum 
Aelteſten⸗Amte (F. 24.) 

5) bei der Entſcheidung über Zurückweiſung eines Gemeindegliedes von 
der Theilnahme am heiligen Abendmahl oder einer anderen heiligen 
Handlung ($. 42.). 

Der Ausſchuß hat über ſeine Wirkſamkeit der Geſammtſynode in jeder 

ordentlichen Verſammlung Bericht zu erſtatten. 


IV. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen fuͤr die Synoden. 


$. 96. 


Alle nach dieſer Ordnung für die Synoden und von denſelben vorzu⸗ 
nehmenden Wahlen erfolgen durch perſönliche Stimmgebung mittelſt Stimmzettel. 

Für die Wahlen der Schriftführer ($. 90.) genügt relative Stimmen⸗ 
mehrheit; für die übrigen Wahlen iſt abſolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Ergiebt ſich bei der Abſtimmung eine abſolute Stimmenmehrheit nicht, ſo 
iſt die Wahl in der Art zu wiederholen, daß nur diejenigen, welche bei der erſten 
Abſtimmung die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt haben und zwar eine doppelt 
ſo große Zahl, als die Zahl der noch zu Wählenden, zur Wahl geſtellt wird. 
Ergiebt ſich dann Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Loos. f 

Die über die Wahlen der Abgeordneten zu den Propſteiſynoden auf⸗ 
genommenen Motokolle ſind an den Vorſitzenden der Propſteiſynode, die über 
die Wahlen der Abgeordneten zur Geſammtſynode aufgenommenen Protokolle 
an das Konſiſtorium binnen acht Tagen nach geſchehener Wahl einzuſenden. 


$. 97. 


Das Mandat der in eine Propſtei- oder in die Geſammtſynode gewählten 
weltlichen Mitglieder erliſcht mit dem Verluſte einer zur Wählbarkeit erforder— 
lichen Eigenſchaft. 

§. 98. 

Wer aufgehört hat, Mitglied der Propſteiſynode oder der Geſammtſynode 

zu ſein, kann nicht Mitglied des Ausſchuſſes der betreffenden Synode bleiben. 


$. 99. 


Ueber die Legitimation ihrer Mitglieder, ſowie über die Fortdauer der 
Synodalfähigkeit entſcheidet jede Synode ſelbſtſtändig. Auch gebührt der een 
e 


1 


ſelbſt die Entſcheidung über ſtreitige Zuläſſigkeit fernerer Theilnahme an ihrem 
Ausſchuſſe. Eine vorläufige Entſcheidung ſteht jedoch, ſofern es ſich um die 
Theilnahme an dem Ausſchuß der Propſteiſynode handelt, dem Konſiſtorium 
und, ſofern es ſich um Theilnahme an dem Ausſchuß der Geſammtſynode handelt, 
dieſem Ausſchuſſe ſelbſt zu. 

$. 100. 


Die Sitzungen der Synoden ſind öffentlich. Durch einen, in nicht öffent⸗ 
licher Sitzung zu faſſenden Beſchluß kann die Oeffentlichkeit für einen beſtimmten 


Gegenſtand der Berathung ausgeſchloſſen werden. 
Die Mitglieder des Konſiſtoriums und Bevollmächtigte der Kirchenregierung 


können ohne Stimmrecht an den Berathungen der Synoden Theil nehmen. 


$. 101. 


Die Sitzungen der Synoden werden mit Gebet eröffnet, die letzte Sitzung 
auch mit Gebet geſchloſſen. 
f $. 102. 


Die Synoden find bei Anweſenheit der Hälfte ihrer Mitglieder beſchluß⸗ 
fähig und faſſen ihre Beſchlüſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


$. 103. 


Die Feſtſetzung der Geſchäftsordnung iſt den Synoden ſelbſt überlaſſen. 
Den Beſchlüſſen der Geſammtſynode muß eine zweifache Berathung Vor⸗ 
berathung und Schlußberathung) vorhergehen. 


V. Koſten. 


$. 104. 


Die von der Geſammtſynode beſchloſſenen neuen Ausgaben zu kirchlichen 
Zwecken der Provinz, ſowie die durch Bildung und Wirkſamkeit der Geſammt⸗ 
ſynode und ihres Ausſchuſſes entſtehenden Koſten werden aus der Geſammt⸗ 
ſynodalkaſſe beftritten. Die Verwaltung dieſer Kaffe wird unter der Auſfſicht 
der Synode durch einen von ihr zu beſtellenden Rechnungsführer oder von der 
Kaffe des Konſiſtoriums geführt. 

Die Bedürfniſſe der Geſammtſynodalkaſſe werden durch die Propſteiſynodal⸗ 
kaſſen aufgebracht und auf dieſelben nach einer Matrikel vertheilt, welche vor- 
läufig vom Konſiſtorium, definitiv von der Geſammtſynode unter Zuſtimmung 


des Konſiſtoriums aufzuſtellen iſt. 
(Nr. 8468.) $. 105. 


lb 
$. 105. 


Die Beiträge der Propſteiſynodalkaſſen zur Geſammtſynodalkaſſe, ſowie 
die durch Bildung und Wirkſamkeit der Propſteiſynoden und ihrer Ausſchüſſe 
erwachſenden Koſten werden von den Gemeinden aufgebracht. Der Fuß, nach 
welchem die Umlegung auf die Gemeinden erfolgt, wird vorläufig vom Kon⸗ 
ſiſtorium, definitiv von den Propſteiſynoden unter Genehmigung des onſiſtoriums 
feſtgeſett. 

F. 106. 


In den Gemeinden werden ſowohl die Beiträge zu den Propſteiſynodal⸗ 
kaſſen, als auch die durch Bildung und Wirkſamkeit der Kirchenvorſtände und 
Kirchenkollegien entſtehenden Koſten aus den e ſoweit dieſe dazu 
bei Berückſichtigung ihrer übrigen Verpflichtungen im tande ſind und ſofern 
nicht im Fall der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder theilweiſe für dieſelben einzu⸗ 
treten haben, ſonſt durch Gemeindeumlagen beſtritten. 


$. 107. 


Den Mitgliedern der Synoden und Synodalausſchüſſe gebühren, ſoweit 
ſie nicht am Orte der Verſammlung wohnhaft ſind, Tagegelder und Reiſekoſten. 
Dieſelben gehören zu den Synodalkoſten. Die Sätze werden vorläufig vom 
Konſiſtorium, definitiv von den einzelnen Synoden ſelbſt unter Zuſtimmung des 
Konſiſtoriums feſtgeſtellt. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 


$. 108. 


Die auf Grund der Gemeindeordnung vom 16. Auguft 1869. gebildeten 
Kirchenvorſtände und Kirchenkollegien bleiben zunächſt in Wirkſamkeit. Die in 
Beziehung auf die Bildung der Gemeindeorgane in dieſer Kirchengemeindeordnung 

Se Beſtimmungen gelangen erſt bei den nächſten Ergänzungswahlen in 
nwendung. 

In = Gemeinden, in welchen nach der Gemeindeordnung vom 16. Auguft 
1869. Kirchenkollegien zu bilden waren „während nach dieſer Kirchengemeinde⸗ 
ordnung die einfachere Gemeindeverfaſſung Platz greift, treten die beſtehenden 
Gemeindevertretungen außer Wirkſamkeit. 


$. 109. 


In den Gemeinden, auf welche die $$. 60 — 67. ſich beziehen, wird nach 
Erlaſſung der Lokalſtatute ($. 61. Abſ. 2.) zur Bildung neuer Gemeindeorgane 
nach Maßgabe der angeführken Paragraphen geſchritten. 1 


„ 
$. 110. 
Die näheren Anordnungen über die Vornahme der erſten Wahlen werden 


von dem Konſiſtorium getroffen. Die in dieſer Ordnung den Propſteiſynodal⸗ 
ausſchüſſen beigelegten Funktionen werden bis zu ihrer Bildung 725 di Kirchen. 


vifitatorien wahrgenommen, 
$. 111. 


Die in dem F. 60. der Gemeindeordnung vom 16. Auguft 1869. in An⸗ 
ſehung der Kieler Gemeinde und der Stadt Neuſtadt getroffenen Beſtimmungen 
bleiben, ſoweit ſie nicht durch die Vorſchriften dieſer Ordnung eine Abänderung 
erfahren, in Kraft. 

$. 112. 

Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf die für beſtimmte Klaſſen von 
Perſonen beſtehenden Gemeinden (Militairgemeinden, Anſtaltsgemeinden u. a. m.) 
keine Anwendung. ö 


Jahrgang 1876. (Nr. 8468.) 66 Ver⸗ 
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Verzeichniß der Wahlkreiſe. 


J. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Aaſtrup, Aller, Fjelſtrup, Hadersleben, Halk, 
Hammelef, Dopirupr Maugſtrup und Jägerup, Moltrup und Bjerning, Desbye, 
Oxenwatt und Jels, Schottburg, Sommerſtedt, Starup und Grarup, Stepping 
und Frörup, Thyrſtrup und bernd „Willſtrup, Wittſtedt, Wonsbek. 


II. Wahlkreis, f 
beſtehend aus den Kirchſpielen Aggerskow, Arrild, Beftoft und Tiislund, Bran⸗ 
derup, Bröns, Fohl, Gram, Hoirup, Hvidding, Hygum, Lintrup und Hjerting, 
Nuſtrup, Oſterlinnet, Reisbye, Roagger, Rödding und Skrave, Ofjerbed, 
Skrydſtrup, Spandet, Toftlund, Wodder. 


III. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Apenrade, Atzbüll und Gravenſtein, Bedſtedt, 
Bjolderup, Enſtedt, Feldſtedt, Hellewatt und Eckwatt, olebüll, Jordkirch, 
Klippleff, Loit, Ofterygum, Quars, Ries, Rinkenis, Uck, Warnitz. 


IV. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Broacker, Düppel, Kekenis, Nübel, Satrup, 
Sonderburg, Ulderup, Atzerballig, Auguſtenburg, Hörup, Ketting, Lysabbel, 
Nottmoork, Tandslet, Ulkebüll, Igen, Hagenberg, Norburg, Oxbüll, Svendſtrup. 


V. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Sct. Johannis, Sct. Marien, Sct. Nicolai in 
Flensburg, Bau, Eggebeck, Handewitt, Jörl, Nordhackſtedt, Oeverſen, Wals⸗ 
büll, Wanderup, Groß-Wiehe. 


VI. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Adelbye, Esgrus, Gelting, Glücksburg, Gruno⸗ 
hof, Hürup, Husbye, Munkbrarup, Neukirchen, Quern, Rüllſchau, Siever⸗ 
ſtedt, Groß- und Klein-Solt, Sörup, Steinberg, Sterup. 


VII. Wahlkreis, 


beſtehend aus den Kirchſpielen Ballum, Dahler, Döſtrup, Emmaleff, Jerpſtedt, 
Medolden, Mögeltondern, Randerup, Röm, Schads, Wisbye, Abild, Aventoft, 
Brede, Bülderup, Burkall, Hoiſt, Hoſtrup, Haar, Norderlygum, Lügum⸗ 
kloſter, Raepſtedt, Tingleff, Tondern, Uberg, Keitum, Morſum, Weſterland, 
Neukirchen, Rodenaes. 


VIII. Wahl⸗ 
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VIII. Wahlkreis, 


beſtehend aus den Kirchſpielen Set. Clemens (Amrum), Braderup. Dagebüll 
Sebi, Emmelsbüll, Enge, Fahretoft, Sch. Johannis, Set. Nicolai und 
Sct. Laurentii auf Föhr, Horsbüll, Humtrup, Karlum, Klanxbüll, Klirbüll, 
Ladelund, Leck, Lindholm, Süderlügum, Medelbye, Niebüll, Rieſum, Nedeſand. 
IX. Wahlkreis, 
b d aus den Kirchſpielen Bargum, Bordelum, Brecklum, Bredſtedt, Drels⸗ 
Er Gröde, Hattſtedt, Hoöge, Huſum, Joldelund, Langeneſt⸗Nordmarſch, 
Langenhorn, Mildſtedt, Okholm, Oldenbüll, Oland, Olderup, Oſtenfeld, altes 
und neues Kirchſpiel auf Pellworm, Schobüll, Schwabſtedt, Schweſing, Simons— 


e X. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Catharinenheerd, Cating, Coldenbüttel Cotzenbüll 
Gheding, Olbenswort Ording, Oſterhever, Sct. Peter, Poppenbüll, Tating, 
Tetenbüll, Töning, Uelvesbüll, Vollerwiek, Welt, Weſterhever, Witzwort. 
XI. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Domgemeinde, Michaelisgemeinde und Friedrichs⸗ 
1 der Stadt Schleswig, Haddebye, Kropp, Treyn, Hollingſtedt, Bergen- 
huſen, Erfde, Friedrichsſtadt, Süderſtapel. 
N Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Arnis, Boel, Boren, Norderbrarup, Süder⸗ 
250 und Loit, Brodersbye und Tharſtedt, Cappeln, Havetoft, Kahlebve und 
Moldenit, Rabenkirchen, Satrup, Thumbye und Struxdorf, Tolk und Nübel, 
Töſtrup, Uelsbye und Fahrenſtedt, Ulsnis. 
| XIII. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Borbye, Bünsdorf, Eckernförde, Gettorff 
teen, Hütten, Koſel, Kruſendorf, Rieſebye, Schwanfen (Karbye)) 
Seheſtedt, Sieſebye, Waabs. 
XIV. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen der Städte Altona und Ottenſen. 
XV. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Haſeldorf, Haſelau, Niendorf, Nienſtädten, Quick⸗ 
born, Rellingen, Seeſter, Ueterſen, Wedel. 
5 g XVI. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Elmshorn Barnſtedt, Hörnerkirchen, Herzhorn 
linkt, Hohenfelde, Horſt, Neuendorf, Kollmar, Kellinghuſen, Stellau. i 
XVII. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Beydenfleth, Borsfleth, Breitenberg, Brockdorf, 
Crempe, Heilic enftedten, Hohenaspe, Itzehoe, Krummendiek, Sct. Margarethen, 
Münſterdorf, Neuenbrook, Neuenkirchen, Süderau, Wewelsfleth, Wilſter. 
(Nr. 8468.) XVIII. Wahl⸗ 
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XVIII. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Albersdorf, Barlt, Brunsbüttel, Burg, Eddelak, 
Norder⸗Haſtedt, Süder⸗Haſtedt, Hemmingſtedt, Marne, Meldorf, Sct. 
Michaelisdam, Windbergen, Wöhrden. 

XIX. Wahlkreis, 


beſtehend aus den Kirchſpielen Set. Annen, Büſum, Delve, Heide, Hamme, 
. Lunden, Neuenkirchen, Schlichting, Tellingſtedt, Weddingſtedt, 


eſſelburen. 
XX. Wahlkreis, 


beſtehend aus den Kirchſpielen Bovenau, Hademarſchen, Hohenweſtedt, Jeven⸗ 
ſtedt, Nortorf, Altſtädter und Neuwerker Gemeinde in der Stadt Rendsburg, 
Schenefeld, Todtenbüttel, Wacken, Hohn, Hamdorf. 


XXI. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Kiel, Flemhude, Schönkirchen, Elmſchenhagen, 


Weſtenſee. 
XXII. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Bordesholm, Brügge, Neumünſter, Großenaspe 
Bramſtedt, Kaltenkirchen, Hennſtedt, Kirchbarkau, Groß ⸗Flintbeck . 
XXIII. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Reinfeld, Zarpen, Hamberge, Klein-Weſenberg 
Segeberg, Sülfeld, Warder, Oldesloe, Pronsdorf, Lenzen, Schlamersdorf. 
5 XXIV. Wahlkreis, 
beſtehend aus den Kirchſpielen Bargteheide, Bergſtedt, Eichhede, Alt-Rahlſtedt 
Sieck, Steinbeck, Trittau, Wandsbeck, Woldenhorn. ; 
XXV. Wahlkreis, 


beſtehend aus den Kirchſpielen Sarau, Bornhöved, Altſtadt und Neuſtadt, 
lön, re ebrade, Preetz, Schönberg, Seelent, Bleckendorf, 
iefau, Lüthenburg, Kirchnüchel. 


XXVI. Wahlkreis, 


beſtehend aus den Kirchſpielen Altenkrempe, Grömitz, Großenbrode, Grube, 
Hanſühn, Heiligenhafen, Hohenſtein, Lenſahn, Neukirchen, Oldenburg, Schön- 
walde, Bannesdorf, Burg, Landkirchen, Petersdorf, Neuſtadt. A 


Redigirt im Bureau des Staats Minifteriums, 
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